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Beiträge zu einer vergleichenden Darstellung 
der deutschen Gemeindeorganisation. 



Von Prof. Dr. Schaffte. 



Einleitung. 

Wer einmal in den Fall kommt, das deutsche Gemeinderecht 
vergleichend auffassen zu sollen, wird augenblicklich von den 
Schwierigkeiten betroffen sein, welche eine Sammlung auch nur 
des Materials darbietet. Noch peinlicher wird die Lage dadurch, 
dass der gemeinderechtliche Stoff nur durch eine Mitinbe- 
trachtnahme der allgem einen Verwaltungsorga- 
nisation eines Landes verständlich wird. In beiderlei 
Hinsicht lässt die Litteratur fast ganz im Stiche, und die Samm- 
lang des Materials ist ebenso, wie, die politische Würdigung des 
lezteren eine höchst müheselige Arbeit. 

Der Verfasser dieser Beiträge hat diess selbst empfunden, 
als er in die Lage kam, der württemb. Kammer der Abgeordne- 
ten den staatsrechtlichen Bericht über eine in Württemberg viel 
agitirte Frage der Gemeindeorganisation zu erstatten. Es wird 
nämlich hier auf Beseitigung der lebenslänglichen 
Amtsdauer der einmal gewählten Ortsvorsteher 
hingewirkt, theils weil in einzelnen Fällen diese Einrichtung zu 
wirklichen IJebelständen für die Gemeinden geführt hat, theils 
weil sie in einer seit 1849 auf ganz demokratische Grundlage gestell- 
ten Gemeindeverfassung als die schreiendste Anomalie für demo- 
kratisches Augenmaass erscheinen muss. Diese Anomalie ist Vielen 
um so unerträglicher, da die Lebenslänglichkeit anderwärts selbst 
in solchen Gemeindeverfassungen fehlt, welche weniger demokra- 
tisch zugeschnitten sind, als es die württembergische ist; noch 
mehr vielleicht desshalb, weil die lebenslänglichen Ortsvorsteher — 
es kann hier dahingestellt bleiben, ob mit Becht oder mit Unrecht — 

Zaitschr. f. Staatsw. 1866. I. Heft. 2 
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ziemlich allgemein als die Haupthebel regierungsseitiger Wahl- 
beeinflussung gelten. 

Inmitten leidenschaftlicher Partheinahme für und wider diese 
württembergische Einrichtung nahm der Verfasser dieser Beiträge 
als Kammerberichterstatter seine Zuflucht zu einer vergleichenden 
Untersuchung des deutschen Gemeinderechtes und der hieran 
angrenzenden particulären Staatsverwaltungsrechte. Ein Material, 
zur Anwendung bereit, konnte er nirgends finden, und er war 
genöthigt, soweit die ihm zugänglichen Bibliothekmittel und Ge- 
sezessammlungcn nur irgend Stoff gaben, aus dem Rohen zu 
arbeiten. Was er so gefunden, ist wohl noch mehrfach lücken- 
haft 1 ). Allein so weit die Quellen zugänglich waren, sind sie 
benüzt , und in der vorhandenen Litteratur fand der Verfasser 
weder eine so vollständige, noch eine bis zum Stande von 1865 
fortgeführte vergleichende Zusammenstellung der jezigen Haupt- 
grundsäze deutscher Gemeindeorganisation. Die Mittheilung der 
Ergebnisse einer emsigen Nachforschung dürfte ebendesshalb wohl 
gerechtfertigt sein. Hiebei streifen wir die spezifisch württem- 
bergische Genesis der Arbeit 2 ) ab und lassen ihr nur die praktische 
Beziehung auf die Frage lebenslänglicher Amtsdauer; denn in 
der Perspective auf diesen Punkt des Gemeinderechtes ist das 
Material gesammelt und geordnet, und es ist nicht ohne Interesse, 
auch hier wahrzunehmen, wie wenig selbst auf dem Gebiete der 
Gemeindeverfassung einzelne Institutionen nach abstracten Prin- 
cipien für sich beurtheilt werden können. 

I. 

Der Grundsatz der Wahlerneuerung der Gemeindeämter. 

Das Streben nach Beseitigung der Lebenslänglichkeit der 
Ortsvorsteherschaft, soweit es einen allgemeineren Grund hat 
und nicht . einzelnen örtlichen Misshelligkeiten entspringt , hängt 
mit der ganzen Vorliebe der Zeit für solche Organe des 
öffentlichen Lebens zusammen, welche aus periodisch erneuerten 

t) Für Ergänzungen durch gütige Leser würde der Verfasser sehr 
dankbar sein. 

2) Vergl. meinen Bericht an die württemb. Abgeordnetenkammer, aus- 
geg. 10. April 186S. 
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Wahlen, und zwar aus einer möglichst breiten Wahlbasis her- 
vorgehen. 

Es kann nun Niemandes Absicht sein, den modernen Weg 
der Constituirung und periodischen Erneuerung öffentlicher Ge- 
walten durch Wahl, überhaupt oder für das Gemeindewesen ins- 
besondere, grundsäzlich anzufechten. Das zu so umfassender Geltung 
gelangte Prinzip findet seine relative Berechtigung in der ganzen 
Structur der gesellschaftlichen Verhältnisse der neueren Cultur- 
völker, in dem starken Bestandtheil demokratischer Elemente, 
welcher denselben eigen ist. Bei der Flüssigkeit aller ständischen 
Unterschiede, bei dem Mangel solcher socialen Elemente, welche, 
wie Adel, Geistlichkeit, Zünfte und dauernde Würden, in vergan- 
genen Tagen eine stehende und anerkannte Geltung hatten und 
daher eine ständige politische Herrschaftsstellung ohne Wahl über- 
haupt oder ohne periodische Wahlerneuerung behaupten konnten, 
— bei dem Anspruch der einzelnen Individuen auf Einfluss in 
den öffentlichen Angelegenheiten, — kann heute von der aus- 
schliesslichen Geltung erblicher politischer Berufsstände oder lebens- 
länglicher Berufsdauer nicht wohl die Rede sein. Das Wahl- und 
Wiederwahl-System schafft periodisch (und beseitigt) in beweglicher 
Weise aus dem flüssigen Gemenge der gesellschaftlichen Elemente, 
unter dem belehrenden oder missleitenden Einfluss der Presse, 
der Tribüne, der Partei-Organisation und -Agitation die öffentlichen 
Willensorgane, und diess findet unverkennbar in den gegebenen 
Zuständen der modernen Gesellschaft selbst innere Berechtigung; 
denn es ist für manche Fälle, voran für die Volks- und Gemeinde- 
Vertretung, der Weg, um in den Gewählten aller Art eine neue 
flüssige, dem modernen Leben angepasste Herrschaftsklasse, in 
gewissem Sinne eine bewegliche, persönliche Aristokratie zur 
Ausübung der öffentlichen Gewalt zu berufen, in der Vertrauens- 
probe der Wahl das Band des Zusammenhanges und der Verant- 
wortlichkeit zwischen der politischen Berechtigung der Masse 
Vertretener und der politischen Fähigkeit und Erprobung der 
kleinen Anzahl Vertretender zu knüpfen. 

Diess wird auch von Denjenigen anerkannt werden, welche 
nicht der Meinung sind, in dem wählenden Volke an und für sich 
schon die Quelle infalliblen politischen Willens zu suchen, welche 
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nach ihren Erfahrungen nicht annehmen können, dass die Wahl 
stets die wahre Elite an das Ruder stelle, und weiche desshalb, 
je nach der Aufgabe des einzelnen öffentlichen Amtes, selbständige 
Elemente der Autorität für ein Bedürfniss auch der neueren Zeit 
ansehen. Bei den gegebenen Verhältnissen wird eine den Ver- 
hältnissen angemessene Geltung des politischen Wahl- und Wahl- 
erneuerungsprinzips schwerlich einen absoluten Gegner finden. 

Wohl aber handelt es sich in jedem einzelnen Falle darum, 
die Grenzen dieser modernen Art der Bildung öffentlicher Willens- 
und Machtorgane richtig zu bestimmen. 

Absolut durchgeführt und durchführbar ist dieses System 
nirgends, nicht einmal in der Schweiz, wo nur in den West- 
kantonen das französische System unbedingter „Abberufung" der 
Beamten durch die wechselnden Regierungen besteht, sonst aber 
je nach den Anforderungen des Amtes an den Beamten das Ab- 
berufungsrecht durch längere Fristen beschränkt ist 1 ), nicht in 
den Vereinigten Staaten, wo Richter auf Lebenszeit gewählt werden 
und andererseits der Mangel stehender und unabhängiger Polizei- 
beamten in grossen Städten schwer empfunden wird, vollends nicht 
in Staaten mit constitutioneller Erbmonarchie, welche lebensläng- 
liche Richter, lebenslängliche Administrativbeamte, in der Gemeinde 
selbst lebenslängliche Geistliche, Lehrer, Rechner, Bureaubeamte, 
Techniker haben, und welche die Besezung der einflussreichsten 
Stellung, des Staatsoberhauptes nämlich, jeder Wahl entziehen, 
obwohl ein schlechter Monarch auf seine Lebenszeit und auf fol- 
gende Generationen hin das denkbar grösste Unglück über ein 
ganzes Land bringen kann. 

Es kann daher auch nicht die Missachtung eines absolut 
richtigen und überall anwendungsfähigen Prinzips sein, wenn die 
periodische Wahl der öffentlichen Willens- und Machtorgane nicht 
allgemein durchgeführt wird , sondern es muss darauf beruhen, 
dass jenes Prinzip selbst nur eine verhältniss- 
mässige Geltung beanspruchen kann, dass gewisse An- 
sprüche und wichtige Interessen des öffentlichen Dienstes eben 
nicht immer auf den Glücksfall einsichtsvoller Wahlen, sondern auf 



1) Kaiser, Schweiz. Staatsrecht II, 194 u. 210. 
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die Garantie stabilerer Berufsämter gestützt werden müssen. Wäre 
freilich eine vernünftige Handhabung des Wahlrechtes für alle 
Falle und namentlich auch für die Posten gesichert, auf welchen 
im öffentlichen Interesse die Organe der Autorität auch der Mehr- 
heit der Wähler durch den Sinn fahren müssen, so könnte der 
Grundsaz periodischer Neuwahl die ausschliessliche Anwendung in 
allem öffentlichen Dienst, von der höchsten bis zur niedersten 
Sprosse, beanspruchen. Allein, dass dem so sei, beweist die po- 
litische Geschichte nicht, welche auch in dieser Richtung schwer- 
lich bloss als ein grosses Labyrinth von staatlicher Verirrung 
unseres Geschlechtes wird angesehen werden dürfen. 

Ist nun gerade das Amt eines Gemeindevorstehers ein solches, 
dass man die Stabilität desselben nie bis zum Maasse der Lebens- 
länglichkeit ausdehnen dürfte, genügt eine drei-, sechs-, neun-, 
zwölfjährige Amtsdauer? 

Die Entscheidung auch dieser Frage ist, — die Theorie, die 
Geschichte der Gesezgebung und die Statistik der Gemeinde- 
Verfassung verschiedener Länder beweisen es, — nicht allgemein 
zu geben, sondern aus der concreten Aufgabe und Stel- 
lung des Orstsvorsteherdienstes im fraglichen 
Lande, im ganzen System einer bestimmten Staats- 
verwaltung und Gemeindeverfassung, mit Unter- 
scheidung der verschiedenen Arten vonGemeinden 
selbst, zu schöpfen. In jedem Lande erhebt sich die 
Vorfrage: werden die Anforderungen, welche nach unseren Ge- 
sezen an den Ortsvorsteher gemacht werden, vollkommener bei 
Lebenslänglichkeit oder bei Nichtlebenslänglichkeit erfüllt werden ? 
Liegen nicht in der Function des Ortsvorstehers Aufgaben, welche 
— zumal beim Fehlen eines sichernden Pensionssystems — ün- 
absezbarkeit, Unabhängigkeit, gesicherte Autorität über den Wählern, 
daher Lebenslänglichkeit ebenso verlangen, wie es bei Richtern 
und Administrativbeamten, bei Geistlichen und Lehrern zutrifft? 
Diese sind lebenslänglich, obwohl sie doch gewiss das „Vertrauen" 
der Gemeinde ebenfalls im höchsten Grade nöthig haben. Bejaht 
man bei den gegebenen Verhältnissen des öffentlichen Rechtes obige 
Frage, so muss man auch die Lebenslänglichkeit soweit beibe- 
halten, als man die Frage bejahen muss, und so lange, als man 
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nicht bestimmt eine dem allgemeinen Interesse 
vorth eilh af tere Organisation des öffentlichen 
Rechtes anzugeben vermag , bei welcher dünn das In- 
teresse des Dienstes nach sicherer Voraussicht die lebenslängliche 
Dauer des Dienstes nicht mehr bedingt. Nicht die Frage der 
Lebenslänglichkeit kann als Richtmaass des öffentlichen Dienstes 
und der Verwaltungsorganisation gelten, sondern die Anforderungen 
des öffentlichen Dienstes müssen die Gestaltung des Amtes be- 
dingen. Gestattet das Interesse des Amtes die Wahlerneuerung 
nicht, so muss die Gewähr, welche sonst die Vertrauensprobe der 
Wahl geben kann, durch andere organische Einrichtungen erzielt 
werden , durch Einrichtungen z. B. , wie sie sich gegenüber der 
erblichen lebenslänglichen Monarchie in der Volksvertretung dar- 
stellen. Eine absolute Geltung kann das Prinzip der Bestellung 
der öffentlichen Organe durch Wahl nicht beanspruchen. 

Eine offene Frage ist denn die Zweckmässigkeit oder Un- 
zweckmässigkeit der Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteher, soferne 
sie allgemein und nicht mit Bezug auf die Verhältnisse und auf 
das öffentliche Recht eines bestimmten Landes gestellt wird, auch 
in der Wiss enschaft. 

Soweit wir die Sache verfolgen konnten, ist die Frage der 
Amtsdauer der Ortsvorsteher in den theoretischen Werken über 
Politik und öffentliches Recht in der Regel gar nicht eingehend 
behandelt. Erörtert findet sie sich bei R o 1 1 e c k , dessen Arti- 
kel über Gemeindeverfassung auch in der dritten Ausgabe des 
Staatslexikons abgedruckt ist. Hier ') aber ist gesagt : „Die An- 
ordnung einer periodisch, z. B. alle 3 oder G Jahre vorzunehmenden 
Wahl ist allerdings dem republikanischen oder demokratischen 
Prinzip, welches in der Gemeindeordnung naturgemäss vorwalten 
soll, entsprechend und auch bei kleineren Gemeinden oder wo 
überhaupt nach der Natur und dem Umfange der dem 
Bürgermeister äbertragenen Geschäfte auch schlichte 
Bürger das Amt übernehmen und neben demselben noch ihre 
eigenen Geschäfte treiben können, unbedenklich und gut. Wo 
jedoch eine wissenschaftliche, namentlich juristische Bildung dazu 



1) Staatslexikon 6. Bd. S. 274. 
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erfordert und der Erwählte dadurch von dem Fortkommen im 
Staatsdienst entfernt gehalten wird, da kann nicht leicht ein Tüch- 
tiger sich zur Annahme verstehen, oder es wird wenigstens für 
billig und zweckmassig zu achten sein, dass, wie das bayerische 
Gesez verfügt, die nach Ablauf der ersten Periode geschehende 
Wiedererwählung alsdann für lebenslang gelte." So eine wissen- 
schaftliche Stimme von unbestritten liberaler Richtung. 

Die deutsche Nationalversammlung hat es bei der 
Verschiedenartigkeit der Verhältnisse in den Einzelstaaten x ) eben- 
falls abgelehnt, die Frage in der Reichsverfassung zu entscheiden. 
In erster und zweiter Lesung der Grundrechte wurde Fetzer's 
Antrag, die periodische Erneuerung der Wahl der Vorsteher und 
der Vertreter jeder Gemeinde für ein Grundrecht zu erklären, ab- 
gelehnt 2 ). 

Merkwürdiger Weise ist in Württemberg selbst das 
Prinzip der Stabilität im Gemeindedienste stets wieder in anderer 
Form gefordert worden, eben als man den Ortsvorsteherdienst 
periodischer Neuwahl unterwerfen wollte. Württemberg hatte 
1848 eine Or ganisations-Commission. Schon damals, wie 
gegenwärtig, war der Drang zum „Organisiren" im Lande ebenso 
gross, als unklar. Unter dem Vielen, was seitdem schäzbares 
Material geblieben ist, befand sich auch der Entwurf einer Ge- 
meindeordnung. Dieser Entwurf bestimmt zwar in Art. 25 die 
Wahl des Ortsvorstehers nur auf 9 Jahre. Aber neben dieser 
Neuerung stehen andere, deren Einführung gleichzeitig mit der 
Abschaffung der Lebenslängiichkeit der Ortsvorsteher erfolgen 
sollte, Neuerungen, welche aus dem Gesichtspunkte der Unab- 
hängigkeit der Gemeinden, der Verminderung der Zahl der eigent- 
lichen Staatsdiener und namentlich aus dem Gesichtspunkte einer 
wohlfeilen Verwaltung nicht unanfechtbar waren und, wie aus 
damaligen Kritiken hervorgeht, nicht unangefochten blieben. 

In elf Artikeln (74 — 84) war namentlich eine Art von Ge- 
meindehilfsbeamten, „Notare" genannt, beabsichtigt, welche einer 

1) Prot, der Nat.-Vers. S. 5165, 2. Sp. 

2) Stenogr. Ber. der N.-V. 1. Bd. S. 684, 7. Bd. S. 5157 11. 5167; 8. Bd. 
S. 5619. — Fetz er, ein Württemberg. Reichstagsabgeordneter, warf die 
damals württembergische Frage in die Nationalversammlung. 
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inhaltvollen and wirklichen Gemeindefreiheit gefährlich werden 
konnte. Diese universellen Hilfsbeamten sollten nach dem Ent- 
würfe Verwaltungsaktuare 1 ), Pfandhilfsbeamte, Notare im Sinne des 
Notariatsgesezes, Hilfsbeamte bei Ausübung der Gemeindegerichts- 
barkeit und der friedensrichterlichen Thätigkeit zugleich sein; es 
sollte ihrer je einer auf 4 bis 7000 Seelen kommen, sie sollten 
erstmals von der Regierung ernannt, sonst zwar gewählt, aber 
unwiderruflich gewählt, im Falle der Geschäftsunfähigkeit 
wegen Alters nur zur Haltung eines geprüften Gehilfen verpflichtet 
sein, der Bestätigung der Staatsbehörde unterliegen, für Verwaltungs- 
acluariats- und Unterpfandsgeschäfte von den Gemeinden belohnt 
werden, für die Notariatsgeschäfte im engeren Sinne eine von 
6 zu 6 Jahren durch die Staatsbehörde neu regulirte Besoldung 
erhalten. Der universelle „Notar" sollte zwar die Stelle eines 
Gemeindevorstehers nicht bekleiden, aber mit Genehmigung der 
vorgesezten Bezirksstelle in einzelnen Orten die Ratbsschreiberei 
übernehmen dürfen. 

Periodische Dauer der Ortsvorstandschaft wäre bei solcher 
Organisation mindestens in den kleineren Gemeinden möglich 
gewesen, dagegen konnte die Frage erhoben werden: ob diess 
nicht einen sehr hohen Preis gekostet hätte, ob nicht ein viel 
mächtigeres, vor der Gemeinde weniger verantwortliches, von 
den Staatsbehörden abhängigeres Organ, kurz — nach dem würt- 
tembergischen Sprachgebrauche — ein weit bedenklicherer „Lebens- 
länglicher" würde geschaffen worden sein ; denn leicht konnte die 
hiedurch noch weiter nach unten getragene bureaukratische Cen- 
tralisation ins Herz des Gemeindelebens eindringen, den Gemeinden 
ein Mittelding zwischen Bezirksamt und Ortsvorsteher auf den 
Nacken sezen und in mittleren und kleinen Gemeinden dem auf 
die Vertrauensprobe der Wiederwahl gelegten Ortsvorsteher wenig 
mehr als die Stellung eines Figuranten übrig lassen. 

Hierzu kam, dass für grössere Gemeinden der Entwurf einen 
weiter anzustellenden zweiten Ortsvorsteher („Bürgermeister") 
oder selbst noch einen selbständig handelnden Polizeibeamten 
neben dem Stadtschultheissen in Aussicht nahm. Solche Beamte 



1) Techniker für das Rechnungswesen und niedere Verwaltungssachen. 
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hatten, je nach dem Dienslvertrag, lebenslänglich angestellt werden 
können und sollten aus den geprüften Candidaten des höheren 
Staatsdienstes genommen werden. Sie, welche die eigentlich ein- 
flussreichen Geschäftsmanner werden mussten, traten als Lebens- 
längliche neuer Art sofort auf. Ihre Anstellung sollte durch den 
damals projectirlen „grossen Ansschuss" im Zusammentritt mit den 
bürgerlichen Collegien geschehen : dieser grosse Ausschuss wäre 
vierfach so zahlreich als der Bürgerausschuss gewesen und von 
der Gemeinde auf 4 Jahre gewählt worden. 

Der dem Entwurf der Oiganisalions-Commission zu Grund 
liegende Ministerialenlwurf wollte 3 /io des Gehaltes nach 0, Ä io 
nach 18, 7 ,io nach 27 Diensljahren als Pension dem nicht wieder 
gewählten Ortsvorsteher, nach Analogie gleicher Einrichtungen in 
andern deutschen Staaten, zur Verfügung stellen. 

Der ganze Versuch der Organisations-Commission von 184S 
ist für unsere Frage gewiss bemerkenswert!], insofern er darthut, 
wie selbst in der bewegtesten Zeit das Bedürfniss des Gemeiude- 
lebens nach einem gewissen Maass von Stabilität und ständigem 
technischem Berufsdienst sich Geltung zu verschaffen wusste '). 

So wird man schon bei der ersten Inangriffnahme der Special- 
frage darauf hingewiesen, die leztere im Zusammenhange mit der 
ganzen Gemeindeverfassung und mit der Verwaltungsgesezgebung 
eines Landes zu prüfen und zu entscheiden. 

In je mehreren Staaten diese Prüfung \ vorgenommen wird, 
zu desto objeetiverem Urtheil wird man gelangen. Dieser, wenn- 
gleich mühselige Weg, soll im Folgenden um so mehr eingeschlagen 
werden, als er überhaupt ein Bild von dem heutigen Stande des 
deutschen Gemeinderechtes und von der heutigen Theilung der 
Thätigkeit zwischen Gemeinde- und Staats- Verwaltungsorganen in 
verschiedenen Staaten ergeben wird. 

II. 
1) Baden. 
In Baden wird der Bürgermeister nur auf Jahre gewählt 2 ). 



t) Dasselbe ist an anderen Episoden dieser Frage nachgewiesen in 

meinem schon erwähnten Berichte an die württ. Abgeordnetenkammer § 3. 

2) Bad. G.-O. von 1850, § 30. — Zu bemerken ist, dass die verschie- 
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Zu bemerken ist indessen, dass nach der Gemeindeordnung 
von 1881 die Amtsdauer nur eine sechsjährige war. Das Gesez 
vom 25. April 1851 erhöhte sie auf 9 Jahre; die Regierung hatte 
sogar 12 Jahre Bürgermeisteramt vorgeschlagen. Bei Einbringung 
des Gesezes von 1851 in der II. Kammer 1 ) behauptete die Re- 
gierung , dass die für Jahre zu erwerbende Geschäftskenntniss 
nicht zureiche: weiter habe die „Erfahrung gezeigt, dass sehr 
viele Bürgermeister in Betracht der kurzen Zeit ihres Wirkens 
eine gewisse Passivität und Nachgiebigkeit beobachten, sei es, dass 
sie wieder gewählt werden und daher Niemand zum Gegner machen 
wollen, sei es, dass sie desto unangefochtener in die Gemeinde 
zurückzutreten wünschen." Der Commissionsbericht der Kammer 
bestritt nicht diese Erfahrung, sondern trat der 12jährigen Dauer 
nur damit entgegen, dass die indirecte Wahl durch den „grossen 
Ausschuss", wie sie 1851 bis auf Gemeinden von 80 Bürgern 
herab eingeführt wurde, in der Regel gute Wahlen (ineist aus 
schon erfahrenen Mitgliedern der bürgerlichen Collegien) verbürgen 
werde, und dass im gegentheiligen Falle das (unten erwähnte) 
unbeschrankte Recht der Nichtbestätigung und Nichtwiederbestä- 
tigung der Regierung die erforderlichen Garantieen gewähre. 

Die Wahl des Ortsvorstehers in Baden ist übrigens weder 
eine d i r e c t e Wahl durch die Bürger und steuerzahlenden Orts- 
einwohner, noch ist das Wahlrecht der Urwähler ein dein allge- 
meinen gleichen Stimmrecht sich annäherndes. 

Das Recht, den Ortsvorsteher zu wählen, hat nämlich 
in Gemeinden mit 80 und mehr Bürgern der sogenannte grosse 
Ausschuss im Zusammentritt mit den Mitgliedern der beiden anderen 
Gemeindecollegien 2 ) ^Gemeinderath und Bürgerausschuss). Der 
grosse Ausschuss besteht als Vertreter der Gemeindeversammlung 
in grösseren Gemeinden von mehr als 80 Bürgern aus 18 bis 96 
Mitgliedern in verschiedenen Abstufungen nach der Bürgerzahl 
der Gemeinden. Er wird gewählt durch die wahlberechtigten 

denen badischen Gemeindegeseze von 1H31 — 1851 sehr zweckmässig in 
Eine Gemeindeordnung amtlich zusammengestellt worden sind, wonach auch 
ofliciell citirt wird. S. Min.-Verordnung vom 5. Nov. 1858. 

1) 5. Beil-Heft S. 155, 167, 346. 

2) Gem.-Wahl-Oidn. vom 30. April 1851, § 72, vergl. mit G.-O. § 24. 
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Bürger, aber nicht mit gleichem Stimmrecht Aller, sondern in 
drei Klassen, so dass höchst-, mittel- und niedrigstbesteuerte Bürger, 
als die Besitzer von je '/s der katastrirlen Steuerkapitalien, je ein 
Drittheil der Mitglieder des grossen Ausschusses wählen 1 ). Auch 
die Wahldauer des grossen Ausschusses ist 1S51 von 4 auf 6 
Jahre ausgedehnt worden 2 ). Der grosse Ausschuss wählt auch 
den Gemeinderath und den (kleinen) Biirgerausschuss, Collegien, 
welche, wie erwähnt, den Bürgermeister mitwählen. Noch weiter 
ist man in der Consequenz des Dreiklassen-Census damit gegangen, 
dass die in den grossen Biirgerausschuss Gewählten zu gleichen 
Theilen aus den drei Steuerklassen genommen sein müssen. Lez- 
teres gilt auch in den Gemeinden mit weniger als SO Bürgern, wo 
zwar die Wahl des Bürgermeisters, Gemeinderathes und Bürger- 
ausschusses eine directe ist, aber in den (kleinen) Biirgerausschuss 
zu drei gleichen Theilen aus den drei Sleuercapitalklassen gewählt 
werden muss. 

Bei dem Einfluss, welchen der Biirgerausschuss nament- 
lich auf eine nachhaltige Gemeindewirthschal't zu üben hat, ist 
diese Bestimmung nicht zu unterschäzen. Auch der nach drei Steuer- 
klassen besezte und gewählte grosse Ausschuss, welcher in grösseren 
Gemeinden in Vertretung der gesaminten Gemeindeversammlung 
thätig wird, hat hauptsächlich die Genehmigung wichtiger Beschlüsse 
über das Gemeindevermögen , Gemeindenuzungen , Geineinde- 
umlagen, Gemeindeanlehen, Grundeigentums - Erwerbungen und 
Veräusserungen, Waldausslockungen, er richtet Bittschriften und 
Beschwerden an die Staatsregierung über Vorschlag der Collegien 
u. s. w. 3 ) Die Vermögensverwaltung der Gemeinden ist deinge- 
mäss, und zwar in zwei Organen, in die Hand der Vermögliehen 
gelegt, ein Umstand, welcher bei Vergleichung mit der auf fast 
allgemeinem und allgemein gleichem Wahlrecht beruhenden Ge- 
meindeverfassung Württembergs, für den diese Arbeit veranlas- 
senden Gegenstand, offenbar in Anschlag zu bringen ist. 

Hiezu kommt, dass das Recht zur Wahl des grossen Aus- 
schusses und in kleinen Gemeinden des Bürgermeisters und der 

1) G.-Q. § 16 ff. 

2) S. Fröhlich, badische Gemeindegeseze S. 37. 

3) S. Fröhlich, a. a. 0. S. 21. 
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bürgerlichen Collegien an das Ortsbürgerrecht geknüpft ist 1 ), nicht 
auch den Ortseinwohnern zukommt. Die Erwerbung und Ausübung 
des activen Gemeindebürgerrechtes aber ist für eingekaufte Bürger 
und selbst für Bürger durch Geburt an eine Reibe Bedingungen 
geknüpft, welche im Bürgerrechtsgesez von 1851 (§§ 10 — H3) 
naher bestimmt und nicht liberaler sind, als z. B. die analogen 
Anforderungen in Württemberg 2 ). 

Zur Annahme der Bürgermeistersstelle ist in Baden 
der Gewählte verpflichtet Cnur nicht zur Annahme der Wieder- 
wahl), — bei einer Strafe bis zu 150 fl. Die hieraus erwachsende 
persönliche Belästigung war im Jahre 1851 ein Grund, welcher 
für Abkürzung der von der Regierungsseite vorgeschlagenen ^jäh- 
rigen Amtsdauer geltend gemacht wurde. 

Das Bestätigungs- und Entlassungsrecht der Re- 
gierung gegen den Ortsvorsteher ist ein sehr ausgedehntes. 
Auch bei der Wiederwahl gilt Bestätigung, und Soiron's Bericht 
an die zweite badische Kammer über das Gemeindegesez vom 
Jahre 1851 hebt hervor, dass auch „den Staatsbehörden Gelegen- 
heit gegeben sein müsse, einen Unwürdigen bald wieder fallen 
zu lassen" 3 ). Die Regierung darf die Bestätigung versagen ohne 
Angabe der Gründe. Bestätigt sie zum dritten Mal die Wahlen 
nicht, so ist sie befugt, auf drei Jahre den Bürgermeister selbst 
zu ernennen. Die Entlassbarkeit durch die Regierung ist mit 
§ 39 der G.-O. leichter gemacht, als mit § 47 der Württemberg. 
Verfassung. Nicht bloss „Willkürlichkeiten und Nachlässigkeit im 
Dienst", „Ungehorsam" begründen die Entlassung, sondern nach 
§ 40 der G.-O. kann »auch aus anderen Gründen, welche die 
Dienstführung sehr erschweren oder vereiteln", Dienstentlassung 
gegen den Bürgermeister ausgesprochen werden. Hiebei ist nicht 
mehr „Antrag" der beiden bürgerlichen Collegien, sondern seit 1851 
blosse „Einvernehmung" derselben erforderlich; die „Erfahrung" 
hatte gezeigt, dass Entlassbarkeit auf Antrag der Collegien Par- 
teiungen erzeugte 4 ). 



1) § 1 der G.-O. 

2) Das Niederlassungsgesez von 1862 hat hieran nichts geändert. 

3) Verh. der II. K. 1851, 5. Beil.-H. S. 347. 

4) S. Fröhlich, bad. Gem.-Geseze S. 63. 
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Ueber die ^tatsächliche Gestaltung der Gehalts- und Pensions- 
Verhältnisse der Ortsvorsteher, namentlich auch über Pensionen 
für den Fall der NichtWiederwahl, vermochte Verfasser Näheres 
nicht zu erheben. Zulässig sind Pensionen, und Besoldungen 
werden in vielen Gemeinden auch den Gemeinderäthen gegeben 1 ). 

Der Wirkungskreis des Ortsvorstehers in Baden 
ist ein ausgedehnter, jedoch nicht von gleicher Ausdehnung, wie 
z. B. in Württemberg. 

Der Bürgermeister ist der geschäftsleitende und geschäfts- 
vorbereitende Vorstand des Gemeinderathes in Sachen der eigent- 
lichen Gemeindeverwaltung. Hiebei ist er unterstiizt vom Raths- 
schreiber, welcher nicht nothwendig, aber sehr häufig auf Lebenszeit 
und mit dem Anspruch auf Ruhegehalt angestellt ist 2 ). DerRaths- 
schreiber wird nach Angabe von Kennern der badischen Gemeinde- 
Verwaltung vielfach als .(Fundament der Gemeindeverwaltung" im 
Wechsel der Vorsteher bezeichnet 3 ). Grosse Bürgschaft für eine 
solide Gemeindewirthschaft ruht aber troz der Nichtlebensläng- 
lichkeit der Orlsvorsteher in dem Einfluss, welcher dem Besiz in 
der Wahl des Gemeinderaths , Bürgerausschusses und grossen 
Ausschusses eingeräumt ist. 

Ferner steht dem Ortsvorsteher die Verwaltung der Orts- 
Polizei zu. Jedoch kann die Ortspolizei (in Städten) ausnahms- 
weise auch einer Staatspolizeistelle übertragen werden 4 ), in welchem 
Falle dem Bürgermeister nur die Markungspolizei bleibt. Grosse 
Städte haben, sagt die Monatsschrift für Städtewesen 5 ), sehr gerne 
die Ortspolizei der Staatsgewalt zurückgegeben. 

Die Pölizeigerichtsbarkeit der Ortsvorsteher ist neue- 



1) S. Fröhlich, a. a. Orte S. 59. 

2) F r ö h 1 i c h , S. 56 u. 77. 

3) S. Monatsschrift für deutsches Städtewesen, Jahrg. 1861, S. 682— 69& 
Die bad. Gem.-O. sieht auch die Uebertragung der Rathsschreiberstclle an 
Schullehrer vor. In Wirklichkeit war aber die Praxis der Oberschulbehörde, 
namentlich vor 1855, dieser Verbindung nicht günstig. Fröhlich, a.a.O. 
S. 55.— Auch in Bayern trifft man deu Rathsschi eiberdienst der Schul- 
lebrer in Landgemeinden. 

4) Fröhlich, a. a. 0. S. 12. 

5) A. a. 0. S. 681. 
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stens durch das Polizeistrafgesez vom 31. October 1863 (Polizei- 
slrafgesezbuch) und vom 28. Mai 1804 geregelt. Nach ersterem 
Gesez behalt zwar der Bürgermeister eine allgemeine Strafgewalt 
gegen Ungehorsam in „Erfüllung von Verbindlichkeiten des öffent- 
lichen Rechtes, für deren zwangsweisen Vollzug ein besonderes 
Verfahren nicht vorgeschrieben ist." Diese Strafgewalt beträgt 
2 fl. in Landgemeinden, ö fl. in Städten, und erst, wenn hiedurch 
die Erfüllung nicht erzwungen wird, „Gewahrsam" bis zu 48 Stun- 
den *) ; bis zu 24 Stunden gegen Ungebühr 2 ). 

Sonst dürfen nur Strafen erkannt werden, welche durch Gesez 
ausgesprochen sind; der Inbegriff derselben liegt codificirt im 
erwähnten Polizeistrafgesez vor. Die älteren Polizeistrafbestimmun- 
gen sind aufgehoben, soweit sie nicht in den §§ 34 ff. des neuen 
Polizeistrafgesezbuches aufrecht erhalten sind. Auf diesem Gebiete 
der Legalpolizeislrafen hat der Bürgermeister nur für eine im 
Artikel 1(5 des Gesezes vom 24. Mai 1804 bestimmte Reihe von 
Vergehen eine Strafgewalt bis zu 43 Stunden Gefängniss und 
5 fl. Geld; es sind Vergehen, welche die öffentliche Ruhe, den 
öffentlichen Anstand, Feldcultur u. s. w. betreffen oder augen- 
blickliche, auf Ortskenntniss beruhende Abrügung heischen. Auch 
in dieser Polizeistrafbefugniss concurrirt übrigens die Bezirks- 
polizeibehörde, sei es, dass sie das Strafmaass des Bürgermeisters 
überschreiten will oder nicht 8 ) ; jedoch steht der Bezirkspolizei- 
behörde (Oberamt) nur die Strafverfolgung in der Rolle der 
Staatsanwaltschaft beim Polizeigericht (Amtsgericht), nicht auch 
die Aburtheilung zu, ausser wenn in Fällen blosser Geldstrafe 
oder von Gefängnissstrafe bloss bis zu 8 Tagen der Strafbefehl 
der Bezirkspolizeibehörde vom Beschuldigten freiwillig angenom- 
men wird 4 ). 

In Beziehung auf die Ausübung der Landespolizei in unterster 
Instanz und in Beziehung auf die Beaufsichtigung der Ortspolizei 
ist an dieser Stelle eines eigcnthümlichen Institutes Erwähnung 



1) Gesez vom 31. Okt. 1831, § 31, vergl. mit § 30. 

2) Dass. Gesez § 33. 

3) Gesez vom 24. Mai, Art. 16. 

4) § 5 u. 6 des Ges. v. 24. Mai 1864. — S. Aehnliches im preuss. 
Gesez von 1856. 
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zu thun, welches durch das neue badische Verwaltungsgesez vom 
5. October 1868 geschaffen worden ist. Das lezterwähnte Gesez 
hat in den 59 Amtsbezirken dem Bezirksbeamten je — 9 soge- 
nannte Bezirksräthe, theils in begutachtender, theils in mitbe- 
schliessender Eigenschaft, an die Seite gestellt. Diese Bezirks- 
räthe sollen nach Art. 9 des Verwaltungsgesezes und nach der 
vierten Verordnung vom 20. August 1864 je einen Unterdistrict 
des Amtsbezirks zugetheilt erhalten , um hier theils unmittelbar 
für die Landes-, namentlich Rechtspolizei , in besonderen Fällen 
sogar für die Ortspolizei concurrirend mit den Ortsvorstehern auf- 
zutreten, theils um eine genaue und eingehende Beaufsichtigung 
der Ortspolizei zu üben. Bei Einführung dieses neuen Institutes 
ging man zwar davon aus, dass die Bezirksräthe, welche wie der 
Anfang englischer Friedensrichter erscheinen, nicht sofort schon 
eine energische Thätigkeit in der Unterdistrictspolizei entfalten 
werden ; die Motive der Regierung selbst bezeichneten die Sache 
als einen „Versuch". Indessen Iässt sich nicht bestreiten, dass 
bei Belebung dieses Instituts die Polizei auf dem Lande ein neues 
Organ erhalten würde, welches bei einem in Polizeisachen unge- 
übten Ortsvorsteher in die Lücke treten würde. Bei Benüzung 
der Befugnisse, wie sie der Wortlaut des Verwaltungsgesezes 
und der erwähnten Verordnung gestatten, ist eine sehr eingreifende 
rechts- und wohlfahrtspolizeiliche Einzelthätigkeit der Bezirksräthe 
als Surrogat der bürgermeisterlichen Polizei möglich. 

Schon zu näherem Verständniss des soeben erwähnten In- 
stitutes ist es nothwendig, einige allgemeine Bemerkungen über 
die neueste badische Verwaltungsorganisation zu machen. 

Der Organismus der Verwaltungsbehörden in Folge des neuen 
Gesezes *) ist folgender: 

A. Für die innere Staatsverwaltung: 

1) Die Bezirksämter mit den Bezirksrä then. 

2) Der Verwaltungshof, ein Rest der Kreisregierungen, 
Centralmittelstelle für unmittelbare Aufsicht über allgemeine Stif- 
tungen, für obere Aufsicht über die weltlichen (nicht Schul-) Orts- 
stiftungen und Amtsbezirksstiftungen, für Leitung und Ueberwach- 



1) Weix et „du badiiche Gesez vom 5. Oct. 1863". 
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ung der Amtskassen, für die Aufsicht der staatlichen Heil- und 
Pfleganstalten und einiger wohltätiger Anstalten, für gewisse Func- 
tionen in der Brandschadensversicherung, im Spottelwesen, in Er- 
ledigung von Gemeinderechnungsrecessen u. s. w. (§. 8 des Ges. 
vom 5. Oct.) Der „Verwaltungshof" erscheint so wie die Revisions- 
und Oekonomie-Centralstelle für das Departement des Innern. 

3) Das Ministerium mit den Landescommissären. 
Leztere sind Collegialmitglieder im Ministerium des Innern, bis 
jezt 4 (mit dem Wohnsiz in Konstanz, Freiburg, Karlsruhe und 
Mannheim), bestimmt zur unmittelbaren Ausübung oberaufsehender 
und disciplinärer Befugnisse des Ministeriums auf Reisen und über- 
haupt in unmittelbarer Berührung mit den Kreisen, Aemtern und 
Gemeinden.. 

B. Für die Verwaltungsrechtspflege: 

1) Die Bezirksämter mit den Bezirksräthen als 
Verwaltungsgerichte erster Instanz in dem ziemlich weiten Um- 
kreis der Fälle des §. 5 des Verwaltungsgesezes, welche die Re- 
gierung durch Verordnung erweitern kann. 

2) Der V er w alt ungsg er ich tshof als zweite und höchste 
Instanz, bestehend aus einem Präsidenten und 6 Mitgliedern 1 ). 

C. Für die Selbstverwaltung: 

1) Der Kreise, 

a) die Kreisversammlung, b) die Kreisausschüsse, c) der Kreis- 
hauptmann (das Organ der Regierung) bei der Kreisver- 
sammlung (es ist der Verwaltungsbeamtc des Bezirkes, in 
welchem die Kreisverwaltung ihren Siz hat). 

2) Der Bezirke: Die Bezirksversammlung, welche nach 
einem vom Ministerium zu genehmigenden Statut mit gleichen 
Befugnissen gebildet werden kann, wie sie die Kreisversammlung 
für den Kreis hat. 

Der Schwerpunkt der neuen Verwaltungsorganisation liegt, wie 
allgemein zugegeben wird, in den Bezirksräthen, diesem bürgerlichen 
Element in der staatlichen Bezirksverwaltung. Der Bezirksrath 

1) Ein Geheimerath fehlt auch jezt im System der badischen Verwal- 
tung; die Verwaltungsjustiz hart übrigens ein gesondertes höchstes Organ. 
Die badische Gesezgebung hat übrigens wiederholt den Versuch der Auf- 
stellung eines Staatsrates gemacht, s. Weisel, a. a. 0. S. 67 ff. 
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entscheidet als Verwaltungsgericht erster Instanz (§. 5 des 
Verw.-G.), sodann in Verwaltungssachen (aber die Notwendig- 
keit gesezesverbindlicher öffentlicher Bauten, Ertheilung der 
Staatsgenehmigung zu Gemeindebeschlüssen und zum Voran- 
schlag des Gemeindehaushaltes , Wirthschafts - und Gewerbe- 
concessionsgesuche , über Zulässigkeit gewisser gewerblicher 
Anlagen, Beschwerden in Baupolizeisachen, über angefochtene 
Gemeinde-, Bezirks- und Kreiswahlen, über Beschwerden gegen 
die Dienstführung der Gemeindebeamten und ihre Entlassung 
vom Dienst, über das Maass der Theilbarkeit der Liegenschaften) ; 
der Kreis der in die Kompetenz des Bezirksrathes fallenden 
Verwaltungssachen kann von der Regierung erweitert werden. 
Ferner hat er zu entscheiden über bezirkspolizeiliche Vorschriften, 
welche eine fortdauernd geltende Anordnung enthalten. 

Berathend ist der Bezirksrath: »in allen das Interesse 
des Bezirkes berührenden allgemeinen Angelegenheiten". Auch 
bei der Gemeinderechnungsabhör ist der Bezirksrath betheiligt 
(§. 14 des Ges. v. 5. Oct. 1863). 

Behufs der Bildung des Bezirksrathes wird alljährlich von der 
Kreisversammlung für jeden Amtsbezirk des Kreises durch freie 
Wahl aus sämmtlichen, 25 Jahre alten und 1 Jahr im Kreis an- 
sässigen Staatsbürgern eine Liste aufgestellt, welche dreimal so 
viel Namen enthält, als Mitglieder des Bezirksrathes ernannt werden 
sollen. Aus dieser Liste ernennt das Ministerium des Innern die 
Bezirksräthe. Die bei Feststellung der Bezirksrathsliste thätige 
Kreisversammlung wird gebildet: 1) aus den von den Kreiswahl- 
männern und von den Höchstbesteuerten (25,000 fl. Grundsteuer- 
kapital, 50,000 fl. Gewerbekapital) gewählten Mitgliedern ; 2) aus 
den in den Amtsbezirken gewählten Abgeordneten der Gemeinden 
(halb so viel Mitglieder als ad 1), 3) aus den Vertretern der Städte 
über 7000 E., 4) aus den Mitgliedern des Kreisausschusses, so- 
weit sie nicht schon der Kreisversammlung angehören, 5) aus 
den grössten Grundbesizern im Kreise, deren Zahl '/« der (ad 
1—3) gewählten Mitglieder betragen soll *). 



1 ) Ueber die gesezgeberische Entstehung dieser Bestellungsart s. W e i z e 1 
S. 144 ff. 

ZeiUchr. f. Staats*. 1866. I. Heft. 3 
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Das Amt des Bezirksrathes dauert 2 Jahre mit jahrlicher 
Erneuerung der Hälfte. Im »öffentlichen Interesse" kann auch 
der Bezirksbeamte gegen die Entscheidungen des Bezirksrathes 
an die vorgesezte Behörde recurriren. 

Durch vorstehende Erläuterungen ist die Stellung des badi- 
schen Bezirksrathes bezeichnet. 

Wir fahren in der Darstellung des Geschäftskreises badischer 
Ortsvorsteher fort: 

Der streitigen Civil- und eines Restes von Straf- 
gerichtsbarkeit, welche der Bürgermeister und zwar für sich 
als Einzelrichter zu üben hatte, ist er auch durch die neue Ge- 
richtsorganisation nicht entkleidet worden. Vielmehr bestimmt 
§. 38 des Gesezes vorn 19. Mai 1864 über die Gerichtsverfassung, 
dass die Gerichtsbarkeit des Bürgermeisters in streitigen Rechts- 
sachen nicht geändert werde, und §. 39 desselben Gesezes, dass 
er bis zu 5 fl. Geldstrafe und 48 Stunden Gefängniss Strafgewalt 
wege'n Ehrenkränkungen, unerlaubter Selbsthilfe, Körperverlezungen 
behalte. Die unverändert beibehaltene streitige Civilgerichtsbarkeit 
beträgt aber nach dem Gesez vom 19. April 185C 5 fl. in 
Landgemeinden, 1 5 fl. in Städten. Dabei ist jedoch zu bemerken, 
dass der Bürgermeister bei Ausübung der streitigen Civilgerichts- 
barkeit an die Vorschriften der bürgerlichen Prozessordnung nicht 
gebunden ist, seine Entscheidung aber binnen 14 Tagen zu geben 
hat, und dass bei Nichterledigung binnen dieser Frist das Bezirks- 
amt (jezt Einzelrichter) auf klägerischen Antrag den Prozess an 
sich zu ziehen hat, wenn nicht der Kläger den Bürgermeister durch 
Strafen zur Erledigung zu zwingen vorzieht. 

Eine Competenz in der streitigen Civilrechtspflege ist für den 
badischen Ortsvorsteher also zwar vorhanden, aber in geringerein 
Umfang, als sie in Württemberg den Gemeinderäthen zusteht. 

Auch ist zu bemerken, dass Standes- und Grundherren, Staats- 
diener, Geistliche und Schullehrer, Standes- und grundherrliche 
Beamte und Förster weder der Polizeistrafgewalt, noch der eben 
erwähnten beschränkten Strafgerichtsbarkeit, noch der streitigen 
Civilgerichtsbarkeit des Ortsvorstehers unterstehen 2 ). 

1) Fröhlich, bad. Gem.-G. S. 74. 

2) Ges. vom 19. Mai 1864, §. 29 und 30, Gesez über Polizeistrafger. 
vom 28. Mai 1864, §. 16 u. Ges. vom 19. April 1856, f 1. 
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Die waisengerichtliche (tutelare) Thatigkeit nimmt den 
Gemeinderath gar nicht, den Ortsvorsteher als solchen fast gar 
nicht in Anspruch, da nach dem Landrecht (405 ff.) und nach 
dem neuen Gesez über freiwillige Gerichtsbarkeit vom 28. Mai 
1864 diese Thatigkeit (Bestellung der Pfleger, Führung der Pfleg- 
schaftstabellen , Abhör der Vormundschaftsrechnungen) dem In- 
stitut des Familienrathes, beziehungsweise dem Amtsrichter oder 
Notar übertragen ist. Ein Waisengericht im württembergischen 
Sinn existirt in Baden nicht. 

ImUnterpfands- (Hypotheken-) und Contractenwesen 
haben zwar die Gemeinderäthe die verantwortliche Führung der 
Grund- und Unterpfands-, wie auch der Contractenbücher, dagegen 
ist nicht nur die Paginirung und Paraphirung dieser Bücher, son- 
dern auch die Fertigung der Pfandverschreibungen, gleichwie der 
Kauf- und Tauschbriefe, Sache des Amtsgerichtes ')• In Wirk- 
lichkeit ruhte die Führung in Händen des Rathsschreibers, welcher 
an sich nicht mitverantwortliches Mitglied der Unterpfandsbehörde 
ist, so dass die Gemeinderäthe durch Verträge mit dem Raths- 
schreiber und auf anderen Auswegen *) ihn verantwortlich zu 
machen suchten. Bei dem Mangel eines ständigen Ortsvprstehers 
und Collegiums ward diess um so mehr empfunden 3 ), und wieder- 
holt ist die völlige Uebertragung des Unterpfandswesens auf staat- 
liche Organe angeregt gewesen. Auch bis jezt kann sich aber 
die Stellung des badischen Gemeinderath.es als Unterpfandsbehörde 
beispielsweise mit dem Umfang der analogen Befugnisse in Würt- 
temberg nicht messen. 

Ein Ueberblick über die vorstehend dargestellten badischen 
Verhältnisse genügt, um die wesentlich anderen Voraussezungen 
erkennen zu lassen, auf deren Boden die Nichtlebenslänglichkeit 
der Ortsvorsteher in Baden gegenüber von Württemberg steht. 
Hiebei ist zu bemerken, dass das 1851 unmittelbar nach der 
Revolution und nach den vor 1848 vorausgegangenen vielfachen 
Gemeindegesezgebungsversuchen zu Stande gekommene Gemeinde- 
gesez in neuerer Zeit nicht wieder geändert worden ist. Der 

1) Gesez über freiw. Ger. vom 28. Mai 1864, §. 2, Z. 5 u. 6. 

2) Vergl. Fröhlich, a. a. 0. S. 82. 

3) S. Monatschr. für das deutsche Städtewesen, 1861, S. 682. 

3* 
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Geschäftskreis des Ortsvorstehers ist ein beschränkterer, der Ein- 
fluss des Vermögens in der Gemeindeverfassung ein grösserer, 
die angrenzende Thätigkeit der Staatsbehörden (Bezirksräthe) eine 
umfassendere, die Stellung des Ortsvorstehers selbst aber gegen 
oben keine freiere in Folge der Wiederwahl, was namentlich aus 
dem über die Bestätigung, Wiederbestätigung und Regierungs- 
ernennung Angeführten hervorgeht. Der Schwerpunkt der Ver- 
waltung fallt gleichwohl in sehr vielen Gemeinden auf ein meist 
lebenslängliches Organ, den Rathsschreiber. 

2) Bayern. 

Bezüglich der periodischen Neuwahl der Ortsvorsteher gilt 
in Bayern Folgendes 1 ). 

Es sind „Städte und grössere Märkte" einerseits und Land- 
gemeinden andererseits zu unterscheiden: die erstere Abtheilung 
der grösseren Gemeinden zerfällt wieder in drei Klassen (I. Klasse 
mit 2000 und mehr ansässigen Familien, II. Klasse über 500 
bis 2000 Familien , III. Klasse weniger als 500 Familien). An 
der Spize der Städte und grösseren Märkte steht der Magistrat 
unter Vorsiz des Bürgermeisters, neben ihm hat der „Gemeinde- 
ausschuss" ungefähr die Functionen des württembergischen Bürger- 
ausschusses; an der Spize der Landgemeinden befindet sich der 
„Gemeindeausschuss" in der Stellung des württembergischen Ge- 
meinderaths mit dem Ortsvorsteher und neben ihm wird nicht ein 
besonderer Bürgerausschuss, sondern die volle Gemeindeversamm- 
lung selbst thätig. 

In Landgemeinden wird der Ortsvorsteher alle drei Jahre 
neu gewählt, und das Amt soll ausser in Franken vielfach eher 
vermieden, als gesucht sein. 

(n den Stadtgemeinden werden die sogenannten »rechts- 
kundigen", d. h. akademisch gebildeten und für den höheren Staats- 



1) Vergl. Pözl, bayr. Verw.-Recht. 3. Aufl. Manchen 1860. Hauff, 
die Gemeindeverfassung des Königreichs Bayern, 2. Aufl. Bamberg 1861. — 
Revid. Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 (1. Juli 1834). — Gemeindewahl- 
ordnung vom 5. Aug. 1818. — Vorschriften aber die Geschäftsführung der 
Magistrate vom 2t. Sept. 1818. — Regulativ zur Geschäftsführung in den 
Landgemeinden vom 24. Sept. 1818. 
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dienst geprüften Bürgermeister und Räthe zwar erstmals auch nur 
auf drei Jahre gewählt; werden sie aber dann wieder gewählt, 
so werden sie, und zwar nicht blos die Bürgermeister, sondern 
auch die rechtskundigen Magistratsräthe lebenslänglich und treten 
überhaupt, also auch was Pensionen betrifft, in die Rechte der 
unmittelbaren Staatsdiener ein. Es haben nämlich die Magistrate 
in Städten I. Klasse aus einem oder zwei rechtskundigen Bürger- 
meistern, einem für die Vermögensverwaltung (Verwaltungssenat 
des Magistrats) und einem zweiten für die mit dem Rang einer 
Bezirkspolizeibehörde bekleidete städtische Polizeifunction (Polizei- 
senat des Magistrats) — sodann aus 2 — 4 „rechtskundigen" 
R ä th e n und 10 — 12 „Bürgern" zu bestehen. In Städten IL Klasse 
besteht der Magistrat aus einem nicht nothwendig rechtskundigen 
Bürgermeister, 2 rechtskundigen Räthen, einein Stadtschreiber und 
8 — 10 Bürgern; einen rechtskundigen Rath kann hier auch ein 
„rechtskundiger" Bürgermeister „mit Stabilität" ersezen. In Städten 
und grösseren Märkten III. Klasse besteht der Magistrat aus einem 
Bürgermeister, welcher nicht rechtskundig zu sein braucht, dem 
Stadt- oder Marktschreiber und 6—8 Bürgern. 

Die periodische Neuwahl des Ortsvorstehers besteht also für 
die Regel blos in Landgemeinden auf drei Jahre und in Städten 
und Märkten III. Klasse mit nicht „rechtskundigen" Bürgermeistern 
auf drei Jahre. In den grösseren städtischen Gemeinden gilt nach 
der ersten Wiederwahl die Lebenslänglichkeit. Dabei sind aber 
sowohl in Land- als Stadtgemeinden Elemente der Stabilität und 
Garantieen geschäftlicher Berufsbildung festgehalten, welche in 
Württemberg erst aufgefunden oder wiederhergestellt werden müss- 
ten, nämlich : akademisches Studium oder (und) vorherige Uebung 
und Bewährung in Kommunal- und Stiftungsämtern '), Rechtskunde 
nicht blos beim ersten Bürgermeister, sondern auch bei einem 
Tbeil der Gemeinderäthe, — Ansässigkeit mit Häuser- oder Güter- 
besiz, — Bedingung des Wahlrechts *) in allen Gemeinden durch 
festen Wohnsiz verbunden mit besteuertem Häuser- oder Grund- 
besiz oder mit besteuertem Gewerbebetrieb, — indirectes Wahl- 



t) Hauff, a. a. 0. p. 174, Art. 14 der G.-W.-O. 
2) Gemeindewahlordnung vom 5. Aug. 1848. 
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verfahren in Städten für den Bürgerausschuss (Gemcindebevoll- 
mächtigte) und wieder die Wahl der Magistrate und Bürgermeister 
durch die Gemeindebevollmächtigten, — neunjährige Amtsdauer der 
lezteren mit '/» Erneuerung alle drei Jahre, — Bedingung der 
Wählbarkeit zum städtischen Magistratsrath oder Gemeindebevoll- 
mächtigten durch Angehörigkeit zum Drittel oder zur Hälfte oder 
zu den zwei Drittheilen Höchstbesteuerter je nach der Klasse der 
Städte, — ferner in Landgemeinden Wahl der Gemeindevorsteher 
sowie der Gemeinde- und Stiftungspfleger aus den zwei Drittheilen 
Höchstbesteuerter, — Ausschliessung der Wählbarkeit in den 
Magistrat nicht blos gegen Wirthe, wie für die Regel in nahezu 
allen deutschen Staaten, sondern auch gegen Fleischer, Bäcker, 
Victualienhändler u. s. w., — Prüfung der Stadt- und Marktschreiber ') 
durch die Kreisregierung, — strengere „Curatel" über die Land- 
gemeinden, als über die Stadtgemeinden. 

Zur Annahme der Gemeindevorsteherschaft in Landgemeinden 
ist der Gewählte, wie in Baden, verpflichtet. 

Die Regierung hat das Recht jedesmaliger Bestätigung des 
Gewählten und scheint es bei Landgemeinden sehr frei zu ge- 
brauchen 2 ). 

Hiezu kommt, dass der Geschäftskreis der Ortsvorsteher und 
Gemeindebehörden ein erheblich geringerer ist, als in Württem- 
berg; — zumal bei Landgemeinden, wie ein Blick in das Re- 
gulativ für Landgemeinden vom Jahr 1818 zeigt, während der 
inhaltsvollere Wirkungskreis der städtischen Gemeinden (unter der 
Aufsicht direct der Kreisregierurigen J ein freierer ist 8 ). 

Ueberhaupt entzogen ist den Gemeinden das Unterpfandwesen, 
jede streitige Civilgerichtsbarkeit, die Straf- und Polizeistraf-Rechts- 
pflege, von Ungehorsamsstrafen abgesehen, das Vormundswesen, 
Executionswesen, Contractenwesen u. s. w. Der auf diesem Gebiet 
immer noch umfangreiche Thatigkeitskreis württembergischer Ge- 
meinderäthe und Ortsvorsteher ist in Bayern an die Einzelrichter 



1) Hauff, S. 30. — Schreibereigeschäfte in Landgemeinden vielfach 
den Schullehrern zugewiesen. 

2) Vergl. bayr. Kammerverhandlungen von 1859. Beil.-Bd. II, 27 t ff. 

3) 3 fl. in Landgemeinden und 5 fl. in Städten, Einführungsgesez zum 
neuen Strafgesezbuch und Polizeistrafgesezbuch Art. 28. 
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der erstinstanzlichen Land- und Stadtgerichte und an die Notare 
hingegeben '). 

Vermögens- und Stiftungsverwaltung, leztere unter Beihei- 
ligung der Geistlichkeit, und Localwohlfahrtspolizei sind die Haupt- 
theile jener ländlichen Gemeindeverwaltung, welche lebenslängliche 
Ortsvorsteher nicht kennt, und auch hiebei zeigt sich eine sehr 
eingehende „Curatel" der Staatsbehörden *). 

Die Rheinpfalz besizt noch immer, obwohl der Landtags- 
abschied von 1801 eine freiere Verfassung in Aussicht stellt, 
französische Einrichtungen: der Bürgermeister wird dort alle 5 
Jahre von der Regierung ernannt. 

Auf Grund der vorhergehenden kurzen Skizze zeigt sich bei 
Bayern noch weit mehr als bei Baden, wie wenig, sowohl in 
Ansehung der ganz abweichenden Gemeindeverfassungsverhältnisse 
als bezüglich des ganz anderen Geschäftskreises, der dortige Vor- 
gang nichtlebenslänglicher Ortsvorsteher in kleinen Gemeinden 
maassgebend für Verhältnisse wie in Württemberg sein kann. Auch 
erscheint dort die periodische Neuwahl unter dem Gesichtspunkte 
grösserer Unabhängigkeit von der Regierung nicht eben erfolgreich. 
In kleinen Landgemeinden wird auch der beschränkte Umfang der 
Gemeindeverwallung wesentlich von der Gemeindeversammlung 
selbst erfüllt. 

3) Grossherzogthum Hessen*). 
Die Ortsvorsteher sind auch in diesem Staate nicht lebens- 
länglich. Der „Bürgermeister" hat für die Regel 9jährige Amts- 
dauer: er wird nämlich aus den gewählten Gemeinderäthen von 
Anfang an auf so lange oder bis zu der ihn treffenden nächsten 
Gemeinderalhsergänzung ernannt *). Allein nicht nur die Ernennung 
und Wiederernennung, sondern auch ein ziemlich erleichtertes 

1) Gesez über die Gerichtsverfassung vom 10. Novbr. 1861, s. insbe- 
sondere Art. 8, Z. 2, Art. 13, 15, 17, 18. — Notariatsgesez und Einführungs- 
gesez zum Straf- und Polizeistrafgesezbnch vom selben Tage. 

2) Z. B. das oben erwähnte Regulativ §.21, 23. 

3) S. G.-O. vom 30. Juni 1821, abgeändert in der Wahlordnung durch 
Gesez vom 8. Jan. 1852 und bezüglich der Beiziehung des höchstbesteuerten 
Grundbesizes mit Virilstimme durch das Gesez vom 3. Mai 1858. 

4) G. v. 8. Jan. 1852, Art. 2, 3, 8. 
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Entlassungsverfahren (wegen „auffallender Nachlässigkeit* u. dgl.) 
macht den nichtlebenslänglichen Ortsvorsteher ziemlich abhängig 
von der Regierung '). Andererseits ist die Stabilität und der 
Einfluss der Vermöglichen durch längere, 9jährige Dauer des 
Gemeinderathsdienstes, und durch die Verhältnisse des Gemeinde- 
wahlrechtes gesichert. Wähler bei Gemeinderathswahlen sind nur 
die Ortsbürger und die höheren Klassen der Personalsteuerpflich- 
tigen, und die Wahl geschieht nach einem Dreisteuerklassensystem 
so, dass jede Klasse ein Drittel der Mitglieder des Gemeinde- 
rathes wählt. 

Ein Element der Stabilität ist in die Gemeinden neu hinein- 
getragen, indem das Gesez vom 3. Mai 1858 mit vollberechtigter 
Virilstimme denjenigen in den Gemeinderath beruft, welcher „we- 
nigstens ein Viertheil der in der Gemeinde aufzubringenden Grund- 
steuern entrichtet, oder in Ermanglung dessen den Höchstbesteuerten, 
welcher ein Grundsteuerkapital von wenigstens 1500 fl. in der 
Gemeinde hat." Diese Virilstimme kann sogar durch Stellvertretung 
ausgeübt werden. 

Der Gemeinderath, und zwar sammt dem Bürgermeister, 
kann von der Regierung jederzeit aufgelöst werden 2 ). 

Ein Blick auf diese Verhältnisse genügt, um zu zeigen, um 
wie viel z. B. die württembergische Gemeindeverfassung (s. unten — ) 
schon jezt demokratischer angelegt, wie viel abhängiger der nicht 
lebenslängliche Ortsvorsteher in Hessen fst. 

Der ganze Geschäftskreis des Ortsvorstehers ist überdiess 
viel enger begrenzt, als in Württemberg. Nach Art. 12 der 
Gemeindeordnung von 1821 kann die Regierung selbst für die 

1) Die oberaufsehende Verwaltungsbehörde ist in I. Instanz der Be- 
zirksbeamte, welcher für einige administrativ-contentiöse und administrative 
Functionen den „Bezirksrath" von 15 Mitgliedern zur Seite hat, wovon 12 
von den Bevollmächtigten der Gemeinden, 3 von den höchstbesteuerten 
Grundbesizern gewählt sind; freilich tritt der Bezirksrath in der Regel 
jährlich nur einmal zusammen. Die nächste Instanz bildet, da die Kreis- 
regierungen in Hessen schon seit 1832 aufgehoben sind , das Ministerium, 
welches seit 1852 zwei bereisende Ministerialräthe aussendet. Ueber Ent- 
lassung der Ortsvorsteher entscheidet die Regierung auf Antrag des Ad- 
ministrativjustizhofes, welcher seit 1852 auch für Rheinhessen zuständig ist. 

2) Gesez von 1852, Art. 36. 
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Verwaltung der Polizei in einzelnen Orten „besondere Bestim- 
mungen treffen." Die reine Rechtspflege ist von der Verwaltung 
bis in die unterste Instanz längst getrennt. In Rheinhessen wird 
die streitige Civil-, die freiwillige, die Straf- und Polizeigerichts- 
barkeit nach französischem Recht und im Wesentlichen nach 
französischer Gerichtsorganisation von Richtern, Notaren und Hypo- 
thekenbewahrern geübt und versehen. In den rechtsrheinischen 
Provinzen üben Stadt- und Landgerichte in unterster Instanz die 
Civil- und Strafrechtspflege und rügen Polizeivergehen, Forst- und 
Feldfrevel, Defraudationen ab '). 

4) Kurhessen '). 

In diesem Lande wird der Bürgermeister auf 8 Jahre, in 
grösseren Städten auf Lebenszeit gewählt. Nach dem Gesez vom 
1. December 1853 war die Lebenslänglichkeit allgemein einge- 
führt, in der Gemeindeordnung von 1834 (§ 51) die Nichtlebens- 
länglichkeit electiv zugegeben gewesen; für die Städte ist man 
selbst nach der Novelle von 1863 hiebei geblieben, und hat auch 
bei den Landgemeinden 8 statt früherer mindestens 5 Jahre Amts- 
dauer beibehalten. Der „Oberbürgermeister" in Städten muss 
Rechts- oder Staatswissenschaften studirt haben ; er hat aber auch 
für sich und seine Angehörigen die Pensionsberechtigung 
der Staatsdiener. 

Indessen wird der Bürgermeister nicht von der Gemeinde, 
sondern (nach Angabe Kellners 3 ) vom Gemeinderath , früher 
— und diess gilt wohl auch nach der Novelle von 1863 noch 
jezt — vom Gemeinderath und der »grossen Ausschussversamm- 
lung" gewählt 4 ). Diese Ausschussversammlung fällt nur in Ge- 



1) D. Staatswörterbuch 5. Bd. S. 149 f. 

2) Gemeinde-Ordn. vom 23. Oct. 1834, Geseze vom 6. August 1840 
und 16. April 1846, I. u. 22. Dez. 1853, Gem.-Ges.-Novelle vom 15. Mai 
1863. Leztere war dem Verfasser dieser Vergleichung nicht zugänglich ; er 
entnimmt desshalb ihre Bestimmungen Ober Gemeindebehörden dem Buche: 
Taschenbuch der politischen Statistik Deutschlands von W. Kellner, 
Frankfurt 1864. 

3) A. a. 0. S. 57. 

4) S$ 40 u. 46 der G.-O. von 1834. 
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meinden mit nicht mehr als 50 stimmfähigen Bürgern weg. Der 
Gemeinderath (in Städten Stadtrat!)) wird ebenfalls von der grossen 
Ausschussversammlung gewählt. 

Die grosse Ausschussversammlung aber besteht aus 12 bis 
48 Mitgliedern, wovon die Hälfte den ständigen Ausschuss (Bürger- 
aussrhuss im württembergischen Sinne) bildet. Diese den Ge- 
meinderath und Bürgermeister wählende und mitwählende grosse 
Ausschussversammlung geht selbst aus Klassenwahlen hervor. 
Stimmfähig sind nur die Ortsbürger und das Stimmrecht ruht in 
Landgemeinden bei den Bürgern welche die Landwirtschaft oder 
einen nährenden . selbständigen Erwerbszweig betreiben ; die 
Bürgeraufnahme kann auch von vermöglichen Ortsfremden nicht 
erzwungen werden. 

Stadtschreiber und Stadtkämmerer werden nach einer Probe- 
zeit lebenslänglich erwählt. 

Die Regierung hat ein Bestätigungsrecht gegenüber den 
Ortsvorstehern und sogar ein Recht der Auflösung gegen den 
Gemeindeausschuss mit Ausschluss der bisherigen Mitglieder auf 
bestimmte Zeit ')• Ihr Aufsichtsrecht über die Gemeinden übt sie 
gegen Städte (ausser Kassel) durch die Kreisregierungen aus. 

Der Ortsvorsteher hat zwar auch in Kurhessen, namentlich 
in der Landespolizei, einen vom Staat übertragenen Wirkungskreis, 
und zwar unabhängig vom Gemeinderath, die sogenannte „örtliche 
Verwaltung." Er steht an der Spize der Ortspolizei, Gemeindc- 
und Stiftungsverwaltung. Dagegen hat er weder streitige Civil- 
noch strafrichterliche Competenz : das Hypotheken-, Vormundschafts- 
und Executionswesen liegt nicht den Gemeindebehörden und dem 
Ortsvorsteher, auch nicht als staatlichem Hilfsbeamten, ob. Alle 
Gerichtsbehörden sind in Kurhessen Staatsbehörden, in unterster 
Instanz das Stadtgericht Kassel und 88 Justizämter, bestehend aus 
1 oder 2 Justizbeamten und einem meist studirten Actuar. Sie 
versehen die Voruntersuchungen, üben die Polizeigerichtsbarkeit und 
die streitige Civilrechtspflege als Einzelrichter, das Obervormund- 
schaftswesen : die Actuare haben in ausgedehnter Weise die frei- 



1") § 100 der Gem.-Ordn. von 1834. 
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willige Gerichtsbarkeit '). Die Ausübung der Ortspolizei kann auch 
einem Staatsdiener übertragen werden 2 ). 

5) Einige kleinere deutsche Staaten. 

a) In Nassau — nähert sich die Gemeindeverfassung noch 
sehr dem französischen Systeme der Rheinbundszeit. Der Orts- 
vorsteher („Amtsvorsteher") wird zwar nach dem Gemeindegesez 
vom 2G. Juli 1854 auf Lebenszeit erwiihlt, ist aber jederzeit 
Seitens der Regierung entlassbar s ) und liiedurch sehr gegen oben 
abhängig. Die Wahl ist eine indirecte durch Wahlmänner, welche 
je zu V 3 von 3 Steuerklassen gewählt sind, und durch die Ge- 
meinderäthe („Gemeindevorsleher"), welche ebenfalls nach dem 
Drei-Steuerklassen-System gewählt sind. Wahlberechtigt und wähl- 
bar sind nur Ortsbürger. 

Die Rechtspflege in unterster Instanz (streitige und freiwillige 
Gerichtsbarkeit. Polizeistrafgerichtsbarkeit) fallt den „Aemtern" mit 
Einzelrichtern, d. h. staatlichen Organen zu *). Für die Oberleitung 
der Gemeindeangelegenheiten ist den Aemtern ein aus (i Mitglie- 
dern bestehender Rezirksrath beigegeben, gewählt nach Analogie 
der Abgeordnetenwahlen. 

Der Rürgermeister hat in Nassau in Einem Falle nur 0jährige 
Amtsdauer, wenn er nämlich in Folge der Nichtbestätigung zweier 
Wahlen von der Regierung selbst ernannt wird. 

b) In Oldenburg — werden für die ersten Städte die 
Vorsteher („Stadtdirectoren") auf Lebenszeit gewählt 5 ), sonst auf 
12 Jahre 6 ). Die Stadtdirectoren müssen rechtskundig sein und 
diess durch eine Staatsdienstprüfung nachgewiesen haben, schon 
desshalb, weil die Städte I. Klasse die Stellung und Zuständigkeit 
der Aemter haben (bis 1858 hatten?). Die Gemeindevorstehers- 



1) Deutsch. Staats-Wörterb. 5. Bd. S. 173. 

2) G.-O. von 1834, § 61 

3) So behauptet Kellner, a. a. 0. S. 36. Dem Referenten war das 
Gesez selbst nicht zugänglich. — Die übrigen Angaben über das Gesez von 
1854 sind entnommen aus: Schübler, die Gemeindeordnung, 1856. S. 32. 

4) Deutsch. Staats-Wörterb. Bd. 7, S. 139. 

5) Deutsch. Staats-Wörterb. Bd. 7, S. 371. 

6) Gem. -Ges. vom 1. Juli 1855. 
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wähl unterliegt der Bestätigung der Regierung. Die Bürgermeister 
bilden zusammen mit einigen „Beigeordneten" (»Magistraten" in 
den Städten) auf 12 Jahre die Vollziehungsgewalt; neben ihnen 
steht der „Gemeinderath", ungefähr in der Stellung des württem- 
bergischen Bürgerausschusses, jedoch zugleich mit der Rolle des 
Wahlmännercollegiums für Magistratsräthe (auf 12 Jahre), Beige- 
ordnete (auf 4 Jahre) und für die Bürgermeister. Actives Ge- 
meindewahlrecht für diesen „Gemeinderath" hat nur der Grund- 
und Häuserbesizer ; die Wählbarkeit in den Gemeinderath ist für 
zwei Drilttheile der Mitglieder an die Bedingung eines mit einem 
bestimmten Steuerbetrage angelegten Grund- oder Hausbesizes 
geknüpft. 

Der Hauptinhalt der Gemeindeverwaltung ist die Ortspolizei 
und Vermögensführung. Die Rechtspflege in Civilstrafsachen ruht 
bei den staatlichen Gerichtsorganen x ), die Polizeicontraventionen 
werden von Schöffengerichten abgeurtheilt 2 ). 

c) In Braunschweig — bilden die re vidirte Städteordnung 
und Landgemeindeordnung von 1850 die Grundlage des Gemeinde- 
rechtes 8 ). Die Vorsteher der Städte über 5000 Seelen sind lebens- 
länglich, sonst beträgt die Amtsdauer G Jahre. 

In den Landgemeinden wird der Ortsvorsteher aus drei vom 
Gemeinderath vorgeschlagenen Candidaten gewählt ; der Gemeinde- 
rath selbst wird nach 3 Communalsteuerklassen von den Bürgern 
gewählt. In den Städten werden die Stadtverordneten (B.-A.) von 
den zur Gemeinde steuernden Bürgern nach 3 Steuerdrittelsklassen 
je zu einem Drittheil erwählt; die Stadtmagistrate werden auf 
6 Jahre von den Stadtverordneten erwählt, und die Stadtverord- 
neten mit dem Magistrat wählen den Magistratsvorsteher. 

Die Ortsvorsteher unterliegen der Regierungsbestätigung. Im 
ganzen Gebiete der Rechtspflege, sowohl der streitigen und frei- 
willigen Civilgerichtsbarkeit, als der Straf- und Polizeigerichtsbar- 
keit — kleine Ungehorsamsstrafen ausgenommen — fällt auch in 
Braunschweig dem Ortsvorsteher und den Gemeinden nichts zu. 



1) Gerichtsorganisation von 1858. 

2) D. Staatswörterb., Art. Oldenburg. 

3) Schübler, a. a. 0. S. 36. 
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Hiefür functioniren in unterster Instanz die. 23 Amts- und 2 Stadt- 
gerichte, beziehungsweise die Kreisgerichte. Auch auf die Ver- 
waltung der städtischen Ortspolizei hat die Regierung grossen 
Einfluss durch das Recht, bei mangelhafter Verwaltung auf Kosten 
der Stadt einem Staatsbeamten die Polizei zu übertragen. Die 
Landespolizei wird von der Kreisdirection gehandhabt. Bei Aus- 
übung des Oberaufsichtsrechtes über die Gemeindeverwaltung wirkt 
in jedem Amtsgerichtsbezirk ein gewählter Amtsrath von 5 — 15 
Mitgliedern mit *). 

d) In Sachsen-Weimar, — dessen Gemeindewesen eine 
allgemeinere Aufmerksamkeit, auch in der Wissenschaft, gefunden 
hat , wird der Bürgermeister auf C Jahre gewählt. Jedoch nur 
für die Regel *) ; denn Artikel 90 der Gemeindeordnung vom 
18. Januar 1854 Ä ) schliesst eine Wahl auf längere Zeit oder 
Lebensdauer und localstatutarische Bestimmung in diesem Sinne 
nicht aus ; auch Rechnungs- und Schriftführer können auf Lebens- 
zeit gewählt werden. Die Wahl ist zwar eine directe, jedoch 
nach einem graduirten Census, welcher bis zu 5 Thlr. Staats- 
und Gemeindesteuer 1. für je 5 Thlr. mehr je eine weitere Wahl- 
stimme verleiht, so jedoch, dass nie ein Wähler mehr als '/» 
sämmtlicher Wahlstimmen besizt *). Das Wahlrecht kommt nur 
Bürgern zu. 

Der Bürgermeister unterliegt der Bestätigung der Regierung, 
die Gemeindeverwaltung der Oberaufsicht der Bezirksausschüsse 5 ), 
welche aus 12 gewählten Mitgliedern und einem Staatsbeamten 
(Bezirksdirector) an der Spize bestehen. Diese Bezirksausschüsse 
sollen eine ebenso wohlthätige, als von bureaukratischem Geiste 
freie Oberaufsicht über die Gemeindeverwaltung führen; sie sizen 
jeden Monat einen Tag. 

Auch für diesen kleinen Staat findet die Rechtspflege bis zu 
den untersten Instanzen staatliche Organe, und fehlt daher der 



1) D. Staats- Wörterb., II, 248. 

2) S. Monatschrift für die deutschen Städte. 1659. 

3) B a r t h e 1 , die revidirte Gemeinde-Ordnung für Sachsen-Weimar. 
1854. 

4) G.-ü. Art. 52. 

5) G.-O. Art. 158. 
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umfassende übertragene Wirkungskreis, welcher in Württemberg 
den Gemeindebehörden auferlegt ist. 

e) Aehnlich, wie in den vorgenannten mittel- und nord- 
deutschen Staaten, gestaltet sich das Verhältniss in anderen kleinen 
deutschen Ländern : Waldeck, Sachsen-Coburg-Gotha, 
S a c h s e n - A 1 1 e n b u r g. 

hie Bürgermeister in den Städten sind in Coburg-Gotha lebens- 
länglich, in den Dörfern auf 5 Jahre gewählt. In Sachsen- Altenburg 
in Städten ebenso. Die lebenslängliche Wahl findet aus Rechts- 
kundigen durch die Stadtverordneten statt. In Kudolstadt und 
Sondershausen werden die städtischen Bürgermeister entweder auf 
12 Jahre oder auf Lebenszeit durch die Stadtverordneten gewählt. 

Diese kleineren Staaten haben also periodische Neuwahl in 
Landgemeinden, aber eine weniger demokratische Gemeindever- 
fassung, einfacheren Berufskreis der Gemeindebehörden, insge- 
satnmt aber Bestätigung der periodisch gewählten Ortsvorsteher 
durch die Staatsbehörden. Sodann ist in diesen, wie in anderen 
Staaten, der Gemeinderati) selbst mehr executive Behörde, die 
Gemeinderäthe sind zum Theil besoldet: der Schwerpunkt der 
Executive fällt in geringerem Grade auf die Person des Orts- 
vorstehers. 

Mecklenburg mit seinen eigentümlichen patrimonialen 
Verhältnissen, die freien Städte mit ihrer Verquickung com- 
munaler und staatlicher Einrichtungen werden bei der angestellten 
Vergleichung besser bei Seite gelassen. Es mögen daher die 
Königreiche : Sachsen, Hannover und Preussen, sowie Oesterreich 
noch ins Auge gefasst werden. 

) Hannover. 
In Hannover bestimmt sich für die Stadt- und die Land- 
gemeinden vieles nach Statutarrccht, welchem die Städteordnungen 
und die Landgemeindeordnungen einen weiten Spielraum, — nach 
Stüve's Versicherung 1 ) zum Vortheil der Unabhängigkeit der 
Gemeinden und bei massig glattem Geschäftsgang — offen gelassen 
haben 2 ). Zumal ist der Stimmeinfluss in der ländlichen Gemeinde 

1) D. Staats- Wörtern. Bd. 4, 711. 

2) § 1 der rev. St.-Ordn. vom 24. Juni 1858 und die L.-G.-O. 



der deutschen Gemeindeorganisation. 47 

aufs Mannigfachste, jedoch nach Maassgabe der Besizverhältnisse 
verlbeilt. 

Uebrigens zeigen auch die allgemeinen Normativgeseze für 
das Genieindewesen die völlig abweichenden Verhältnisse dortiger 
Gemeindeverfassung. 

a) DieStadteundFlecken, — „welchen die selbständige 
Verwaltung der Landesangelegenheiten (Landespolizei) zusteht, 
insofern sie die dafür erforderlichen Bedingungen erfüllen können", 
stehen unter der revidirten Städteordnung ') ; Gemeinden mit mehr 
als 1500 Einwohnern können zu Städten erhoben werden. 

Sie werden durch den Magistrat verwaltet; der Magistrat 
besteht aus dem Bürgermeister, 2 oder 3 rechtskundigen Sena- 
toren und sonstigen durch Ortsstatut zu bestimmenden Mitgliedern 2 ). 
Leztere sind auf 6 Jahre, erstere: Bürgermeister und rechts- 
kundige Senatoren, auf Lebenszeit gewählt, besoldet und in Dienst- 
und Pensionsverhältnissen nach dem Stautsdienergesez zu behandeln. 
Nur auf übereinstimmenden Antrag des Magistrats und der Bürger- 
Vorsteher kann ein besoldetes Magistratsglied , je nach Ablauf 
1 2jähriger Perioden von der Wahl an , in ßuhestand versezt 
werden, und es hat in solchem Falle nach 12 Jahren die Hälfte, 
nach 24 Jahren 2 /s der Diensteinnahme als Ruhegehalt 3 ). (Stadt- 
secretär und Stadtkämmerer werden ebenfalls auf Lebenszeit 
gewählt.) 

Die Wahl des Bürgermeisters und der rechtskundigen Sena- 
toren geschieht durch den Magistrat selbst und eine gleiche An- 
zahl „Bürgervorsteher", d. h. Bürgerausschussmitglieder, welche 
der Bürgerausschuss wählt; wird nach wiederholter Wahlhandlung 
eine absolute Mehrheit nicht erreicht, so werden die beiden lezten 
Candidaten der Regierung präsentirt, welche auch ganz frei ihr 
Bestätigungsrecht gegen alle in den Magistrat gewählten Personen 
übt und selbst provisorische Besezung vornimmt 4 ). Die Bürger- 
vorsteher werden auf 6 Jahre mit '/s Partialerneuerung alle 
2 Jahre gewählt, und zwar nur von den Bürgern, welche ent- 



1) § 4 der rev. St.-Ordn. 

2) § 39, 43 der rev. St.-Ordn. 

3) Rev. St.-Ordn. § 44 u. 64. 

4) liev. St.-Ordn. § 54, 55. 
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weder als Hauseigentümer Häusersteuer oder 2 Thaler 16 Sgr. 
Landessteuer zahlen '). 

Diese städtische Gemeindeverfassung ist offenbar eine sehr 
conservative. Die Lebenslänglichkeit der gewählten, geschäfts- 
kundigen Magistratsmitglieder könnte bei den anderweitigen Garan- 
tieen der Continuilät und überlieferter Geschäftskenntniss vielleicht 
selbst fehlen. Stüve rühmt jedoch die Unabhängigkeit der Stadt- 
magistrate, welche zugleich die Rolle eines Bezirksamtes in un- 
mittelbarer Unterordnung unter die Mittelslelle (Landdrostei) und 
einer Gemeindebehörde spielen und, sobald sie als leztere mit 
den Bürgervorstehern einig seien, grössere Unabhängigkeit besizen, 
als die „Aemter" selbst. Leztere üben, untergeordnet den Land- 
drosteien (Kreisregierungen) und theilweise in Gemeinschaft mit 
den 1852 eingeführten Amtsversammlungen nur eine aufsehende 
und controlirende Thätigkeit in Gemeindesachen; dagegen führen 
sie noch die Localverwaltung des Domanialgutes unter der »Kammer" 
(Domainenkammer) *). 

Die Regierung kann eine eigene Polizeibehörde in die Stadt 
sezen, ferner ist sie befugt, das mit der Polizei zu beauftragende 
Magistratsmitglied zu bestimmen. Die Beihülfe in der gerichtlichen 
Polizei und Staatsanwaltschaft bei den Untergerichten kann einem 
Magistratsmitglied oder städtischen Beamten übertragen werden s ). 

b) Für die Landgemeinden — gilt periodische Neu- 
wahl; ein Gemeindebeschluss sezt innerhalb der Grenzen von 
6 — 12 Jahren die Amtsdauer der Vorsteher und ihrer Adjuucten, 
„Beigeordneten", fest 4 ). 

Die Wahl findet in der Regel direct durch die Gemeinde- 
versammlung selbst statt. Allein die „hergebrachten" Stimmordnun- 
gen, welche hiebei gelten, sind auf Geltung des Besizes angelegt 
und mit diesem auch stets in Uebereinstimmung zu halten 6 ). „Die 



1) § 83 der rev. St.-0. 

2) S. Stüve, D. Staats- Wörterb. IV. S. 710. 

3) R. St.-0. § 71, 78. 

4) Rev. Landg.-O. vom 28. April 1859, § 22 und Vollzugsinstruction 
tu diesem Gefeze § 29. 

5) L.-G.-O. von 1859, § 3 und § 8— 18. Auf Verlangen des Verkürzten 
entscheidet die obere Verwaltungsbehörde, § 6 und 7. 
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Grundlage für die Austheilung des Stimmrechts bilden die ver- 
schiedenen Klassen der in der Gemeinde vorhandenen Höfe und 
Güter" *). Jedoch soll in der Regel das Stimmgewicht Eines 
Bürgers nicht mehr als '/s des sämmtlichen Stimmeinflusses be- 
tragen, kann aber bis zur Hälfte bei demjenigen gehen, welcher 
die Hälfte und mehr der ganzen Gemeindelast trägt. Das Stimm- 
gewicht der Grundbesizer mit 2 und mehr Pferden soll Überwiegen. 
Auch Pächter und Verwalter können Vorsteher und „Beigeordnete" 
werden 2 ). Die Staatsbehörde hat discretionäres Bestätigungsrecht, 
besezt die Stelle des Vorstehers selbst, wenn zwei Mal nicht 
annehmbar oder wenn nicht rechtzeitig gewählt wird, und hat 
durchgreifende Disciplinarbefugnisse , vermöge deren die obere 
Verwaltungsbehörde Suspension und Dienstentlassung 
verfügt 8 ). 

Zur Seite des Ortsvorstehers steht entweder die Gemeinde- 
Versammlung mit ihrer oben bezeichneten Stimmgewichtsverthei- 
lung, oder in grösseren Gemeinden der nach dieser Stimmgewichts- 
vertheilung gewählte Gemeindeausschuss ; in diesem Ausschuss 
können die Besitzer der Güter von wenigstens 50 Thalern jähr- 
licher Grundsteuer ein ihrem Beitragsverhältniss entsprechendes 
Stimmrecht beanspruchen. Ebenso haben in den hannoverschen 
Amtsversammlungen, an welchen städtische Gemeinden übrigens 
nicht Theil nehmen, grosse Güter, Höfe, Klostergüter, Domänen 
mit wenigstens 60 — 150 Thalern Grundsteuer (je nach der Pro- 
vinz), selbständige Vertretung. 

Diess sind die Grundzüge der hannoverschen Gemeindeverfas- 
sung, in welcher bloss die Landgemeinden nicht lebenslängliche 
Ortsvorsteher haben. Offenbar ist auch diese Gemeindeverfassung 
weit weniger demokratisch angelegt, als die württembergische. 

Von Functionen der Ortsvorsteher in der streitigen und nicht 
streitigen Rechtspflege ist überdiess im Musterlande der neuen 
Gerichtsorganisationen keine Rede. Die Gerichtsorganisation von 
1852, sagt Stüve, hat bei Trennung der Justiz und Verwaltung 



1) § 17 der L.-G.-O. 

2) § 25 der L.-G.-O. 

3) L.-G.-0. § 30, 37, 39. 
Zeitschr. f. Staatsw. 1866. I. Heft. 
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den Gerichten Alles übertragen, was bisher im Administrativen 
gerichtliche Function gewesen war ') ; die Amtsrichter haben die 
erste civil gerichtl ich e Instanz bis zu 100 Reichsthaler, Arreste, 
Concurse, freiwillige Gerichtsbarkeit, die polizeiliche Strafrechts- 
pflege unter Zuziehung von Gerichtsschönen. Die polizeiliche 
Strafrechtspflege ist zwar durch das Gesez vom 28. April 1859 
der Verwaltung grösstenteils, aber unter Beibehaltung des öffent- 
lichen Verfahrens, wieder zugewendet worden; jedoch sind in 
unterster Instanz hiefür die „Obrigkeiten" (Bezirksämter und Stadt- 
magistrate), nicht Landgemeinden aufgestellt worden. Die Land- 
gemeinden haben nur untergeordnete Beihilfe zu leisten und eine 
unbedeutende Competenz in der Orts- und Feldmarkspolizei 2 ). 

7) Königreich Sachsen. 

Der Bürgermeister hat 6jährige Amtsdauer in den Land- 
gemeinden, lebenslängliche in den Städten 3 ). 

Die Bedeutung der Sache lässt sich aber auch hier nur durch 
die Verhältnisse der sächsischen Gemeindeverfassung und Staats- 
verwaltung überhaupt begreifen. Und voraus zu bemerken ist, 
dass auch in Sachsen, wie in Hannover, dem Localstatutarrecht 
ein grosser Spielraum durch die Gemeindeordnungen 4 ) selbst 
gestattet ist; das Statutarrecht kann mit Regierungsgenehmigung 
sogar von der Gemeindeordnung abweichen 5 ). 

Neben dem lebenslänglichen Bürgermeister stehen a) in 
Städten auch noch lebenslängliche, rechtskundige und öffentlich 
geprüfte, besoldete und gleich den Staatsdienern pensionsberech- 
tigte Stadträthe ®). Das in jeder Gemeinde vorhandene Statut 
bestimmt das Zahlenverhältniss der lebenslänglichen und der nicht- 

1) Stüve, D. Staatswörterb., IV., 701 f. 

2) L.-G.-O. $ 69 ff. Petersen, das Pol.-Str.-Ges. Hannovers S. 294 ff. 

3) Die Gemeindegeseze des Königreichs Sachsen sind: Die StSdteord- 
nung vom 2. Febr. 1832; Landgemeindeordnung vom 7. Nov. 1838; Gesez 
vom 17. Nov. 1848, welches die indirecten Gemeindewahlen beseitigte, aber 
durch Gesez vom 11. Mai 1852 wieder aufgehoben ist. — Gesez vom 
12. Juli 1864. 

4) St.-0. $ 1, 5, L.-G.-0. § 2, 3. 

5) L.-G.-0. § 2 u. 3. 

6) St.-0. $ 191, 192, 194, 198. 
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lebenslänglichen Stadtrathsmitglieder ; die lezteren sind auf 6 Jahre, 
unter 2jähriger Partialerneuerung des Drittheils, im Amte ')• 

Die Stadtpolizei findet abgesonderte Organe und Verwaltung *). 

Auch beeinflusst die Regierung die Organisation der städti- 
schen Polizei, und der Verkehr der lezteren mit den staatlichen 
Polizeiorganen ist ein unmittelbarer 8 ) ; übrigens untersteht auch 
in Sachsen, wie in den meisten deutschen Staaten, die städtische 
Verwaltung der Oberaufsicht der höheren Staatsbehörde, nicht 
derjenigen des Bezirksamtes 4 ). 

Früher ernannte der Sladtrath auf Lebenszeit das stadtgericht- 
liche Personal, das der Bestätigung bedurfte 5 ). Aber schon die 
Städteordnung traf Bestimmungen, um die Stadigerichtsbarkeit 
in Staatsgerichtsbarkeit überzuführen 6 ), was 1856 vollzogen 
worden ist. 

Der städtische Bürgermeister geht nicht aus directer Wahl 
der Gemeinde hervor, sondern wird aus 3 vom Stadtrath selbst 
vorgeschlagenen Candidaten von den Stadtverordneten (B.-A.), 
beziehungsweise von dem grossen Bürgerausschuss gewählt; die 
Stadträthe selbst werden vom Bürgerausschuss (Stadtverordneten) 
oder vom grossen Bürgerausschuss gewählt und unterliegen der 
Bestätigung der Regierung. Die Stadtverordneten ferner gehen 
in Städten von mindestens 200 Bürgern aus indirecter Wahl her- 
vor, und */j derselben müssen in der Gemeinde mit Wohnhäusern 
ansässig sein. Endlich der grosse Bürgerausschuss, 2 — 3 mal 
so zahlreich als das Stadlverordnetencollegium , besteht aus den 
Stadtverordneten selbst, aus den sogenannten Stadtältesten, d. h. 
aus emeritirten Stadträthen von mindestens 12 jähriger Dienst- 
führung, und drittens aus weiteren Bürgern, welche ebenso, wie 
die Stadtverordneten gewählt sind. Actives Gemeindcwahlrecht 



1) St.-O. § 191, 196. — Die genannte Art der Gemeinderathserneuerung 
ist nahezu allgemein in Deutschland. 

2) St.-O. $ 235 ff. über das Stadtgericht, 258 ff. über die Stadt- 
Polizei. 

3) St.-0. § 253, 256. 

4) § 7 der St.-O. 

5) St.-O. S 244 f. 

6) St.-O. $ 236 ff. 

I* 
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haben nur die Bürger, und das active Bürgerrecht ist durch Grund- 
besiz und ernährungsfähige Berufe bedingt '). 

b) In Landgemeinden — mit ihrer 6jährigen Amts- 
dauer des Gemeindevorstandes findet die Wahl des lezteren und 
der auf eben so lange beigegebenen „ Gemeindeäitesten " nicht 
direct statt, sondern durch den „Gemeinderath" (bestehend aus 
dem Gemeindevorsteher, den Gemeindeältesten und den partiell 
sich erneuernden „Gemeindeausschussmitgliedern"); nur in Ge- 
meinden unter 25 Bürgern ist kein Bürgerausschuss gebildet 2 ). 

Das Activwahlrecht zum Bürgerausschuss ruht auf Grundbesiz 
und selbständigem Gewerbebetrieb. Der Gemeindeausschuss wird 
bruchtheilweise nach localstatutarisch bestimmten Klassen (Hüfner, 
Häusler etc.), mit Berücksichtigung des Umfangs des Grundbesizes, 
gewählt. In Gemeinden mit mehr als 200 Mitgliedern kann die 
Wahl eine indirecte sein 8 ). 

Die vorgesezte Stelle der Landgemeinden war vor 1856 die 
Behörde, welcher die Erbgerichtsbarkeit in der Gemeinde zustand, 
welche also auch ein patronatischer Rittergutsbesizer und überhaupt 
eine Guts herrschaft sein konnte. Diese „Ortsobrigkeit" bestätigte 
die Wahl des Orts Vorstehers und der Gemeindeältesten *). 

Diese „Ortsobrigkeit" war für die Landgemeinde erstinstanz- 
liche Verwaltungsstelle, beaufsichtigte das ganze Gemeindewesen 
und verwaltete unmittelbar die Ortspolizei im Gemeindebezirk. 

Das Gesez vom 11. August 1855 beseitigte zwar vollends 
die seit 1833 nach und nach abgebrochene Patrimonialgerichts- 
barkeit. Die patrimoniale Polizei- und Gemeinde - Bevormundung 
aber ist nur zum Theil abgeschafft worden. Der Sprengel jedes 
Gerichtsamtes (erste Instanz) bildet einen Verwaltungsbezirk, für 
welchen das Gerichtsamt, bestehend aus dem Vorstand und einem 



1) Ueber das Gemeindewahlsystem s. insbesondere §$ 11, 41 bis 43, 
48, 69, 111, 114, 116, 122—129, 196, 204-208 der St.-0. 

2) L.-G.-0. §§ 36, 40, 43, 44, 54. 

3) L.-G.-0. §§ 42, 43. — Ein neues Landgemeindewahlgesez wurde 
1864 (12. Juli) verkündigt. Es betrifft aber mehr nur die Förmlichkeiten 
des Wahlverfahrens; materiell von Bedeutung ist daran nur die Aufhebung 
der „Ansässigkeit" als Wahlrechtsbedingung ($ 9 vergl. mit § 28 des Ge- 
sezes von 1838). 

4) $§ 7, 8 der L.-G.-O. 
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oder mehreren Actuarien, zugleich die Verwaltungsobrigkeit ist *). 
Die Polizeiverwaltung ist aber weder den Stadträthen entzogen, 
noch der Einfluss der Regierung auf die städtischen Polizeiorgane 
beseitigt (§§ 22 — 25). Sodann überlässt eine Beilage zum Geseze 
vom 11. August 1855 den früheren Gerichtsherrschaften der 
Dörfer, und zwar nicht bloss den adeligen Gutsherren, sondern 
auch Stadträthen, Stiftern, Corporationen und anderen moralischen 
Personen noch ferner eine ziemlich umfassende Polizeiobrigkeit 
(§ 7, 19), theilweise in Concurrenz mit den Gerichtsämtern, mit 
dem Anspruch auf obrigkeitliches Ansehen (§ 22) und begleitet 
von dem Recht der Einsprache und der Zustimmung in wichtigen 
Gemeindevermögenssachen. Ueberdiess aber ist durch das Gesez, 
betreffend die Einsezung von Friedensrichtern, ebenfalls vom 
11. August 1855, dem grossen Grundbesiz ein grosser obrigkeit- 
licher Einfluss, auch in der Landespolizei, aufs neue als unent- 
geltliches Ehrenamt eingeräumt worden. Für jeden amtshaupt- 
mannschaftlichen Bezirk sollen 15 — 30 Friedensrichter aus der 
Zahl der grossen Grundbesizer , der grossen Gewerbetreibenden 
oder der durch persönliche Stellung ausgezeichneten Einwohner 
aufgestellt werden. Der König ernennt diese Friedensrichter aus 
einer Liste, die von einer Commission angelegt wird, in welcher 
der grosse Besiz überwiegenden Einfluss hat. Die Friedensrichter 
sind „obrigkeitliche Personen" (§ 5) für einen in § 6 bestimmten, 
ziemlich umfangreichen polizeilichen Wirkungskreis, mit einer 
Strafgewalt bis zu 5 Thlrn., mit Verfügung über das Ortspolizei- 
personal und die Gensd'armerie (§ 8). Bei Bestellung'der Friedens- 
richter ist auf die früheren Patrimonialgerichtsherren vorzugsweise 
Rücksicht zu nehmen (§ 1, Abs. 2). 

Der Paragraph 3 der Landgemeindeordnung gestattet Uber- 
diess der Regierung eine unbeschränkte Suspension der Landge- 
meindeordnung für einzelne Gemeinden. Dabei sind Staatswaldungen, 
Kammergüter, Rittergüter, deren das sächsische Regierungsblatt 
von 1832 nicht weniger als 1017 aus 5 Kreisen verzeichnet, und 
den Rittergütern ähnliche grosse Güter vom Landgemeindeverband 
ausgeschlossen i ). 

1) Ges. v. 11. Aug. 1855 § 6, 10, 11. 

2) L.-G.-0. $ 20. Sachs. R.-BI. 1832, S. 427 «f. 
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Dass die Landgemeindevorsteher bei solcher Verfassung troz, 
vielleicht wegen nichtlebenslänglicher Amtsdauer, wohl in tiefer 
Abhängigkeit stehen, ergibt sich aus dem Obigen von selbst. 

Auch im Königreich Sachsen wird die Rechtspflege einschliess- 
lich der freiwilligen Gerichtsbarkeit seit 1856 nur von landesherr- 
lichen Gerichten geübt, in unterster Instanz von 115 Gerichtsämtern 
und 16 Bezirksgerichten. Die politische Verwaltung wird in unterster 
Instanz von den Stadträthen und Gerichtsämtern geführt, woneben 
in jedem gerichtsamtlichen Sprengel die erwähnten, vom König 
ernannten Friedensrichter als obrigkeitliche Personen bestehen '). 

8) Oesterreich. 
Das neue Gemeindegesez für die deutsch-slavischen Kron- 
länder vom 5. Mai 1862 bestimmt über die Amtsdauer der Orts- 
vorsteher nichts Genaues, sondern überlässt diess, wie vieles 
andere, der Provinzialgesezgebung und dem Ortsstatut. Doch hat 
Artikel VIII eine periodische Neuwahl statuirt, wenn er sagt: „Die 
Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch einen Gemeinde- 
ausschuss und Gemeindevorstand vertreten. Die Gemeinde wählt 
periodisch ihre Vertretung" 2 ). Derselbe Artikel lässt aber offen, 
den grossen Grundbesiz auch ohne Wahl an der Vertretung zu 
betheiligen, und Artikel XI. schreibt vor, bei Verabschiedung der 
Gemeindewahlordnungen durch die Landtage auf die „Interessen 
der höher Besteuerten die gebührende Rücksicht zu nehmen." 
Die ganze Gemeindevertretung kann durch die politische Landes- 
stelle aufgelöst werden 3 ), und über den Gemeinden steht zur 
Genehmigung wichtiger, das Gemeindevefmögen betreffender Acte 
und als Berufungsinstanz gegen Gemeindeausschussbeschlüsse in 
Gemeindesachen — eine Bezirks-, Gau- oder Kreisvertretung oder 
der Landtagsausschuss ; diese höhere Vertretung ist aus 4 „In- 
teressengruppen" (Grossgrundbesiz, Höchstbesteuerte der Industrie 
und des Handels, Städte und Märkte und Landgemeinden) zu- 
sammenzusezen 4 ). 

1) D. Staatswdrterb., Bd. IX., 87 ff. 

2) Die Beilagen zu den Verhandlungen des österr. Reichsrathes fehlten 
auf der württemb. ständischen Bibliothek. 

3) Art. XVI. 

4) Art. XVII -XIX. 
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Diese »grundsätzlichen Bestimmungen" sind auf den Landtagen 
von 1863 und 64 zu Landesgemeindeordnungen ausgearbeitet 
worden ; die lezteren haben aber nicht immer die kaiserliche Be- 
stätigung gefunden, und es lässt sich desshalb nicht näher angeben, 
wie die Stellung des Ortsvorstehers und die Wahl der Gemeinde- 
vertretung im Einzelnen geordnet worden ist. Von Interesse ist 
es daher, zu bemerken, dass das bis dahin giltige, freilich indo- 
lent genug geliandhabte und von der Bureaukratie verkümmerte, 
liberale Stadion'sche J ) Geineindegesez 2 ) vom 17. März 1849 
nicht vom allgemeinen Wahlrecht, sondern von einer Steuerclassi- 
fication ausgeht und dass ihm zufolge der auf 3 Jahre zu wählende 
Bürgermeister nebst 2 Gemeindcräthen nicht von der Gemeinde, 
sondern vom Gemeindeausschuss aus seiner Mitte gewählt wird. 
Der Gemeindeausschuss aber, das „beschliessende und überwachende 
Organ", wird von den Bürgern nach classificirtem Stimmrecht 
gewählt. 

Die österreichischen Ortsvorsteher haben zwar neben der 
Gemeindeverwaltung und Ortspolizei einen „übertragenen Wirkungs- 
kreis" in Landespolizeisachen , aber in der streitigen und nicht- 
streitigen Rechtspflege (Hypothekenwesen), der Straf- und Polizei- 
strafgerichtsbarkeit 3 ) bestehen , soviel der Verfasser diess zu 
erheben vermochte, für die erste Instanz staatliche Organe. Auch 
sieht Artikel V. des Gemeindegesezes von 1862 die Zuweisung 
bestimmter Ortspolizeigeschäfte an landesfürstliche Organe im 
Wege des Gesezes vor. Eine Bestätigung der Ortsvorsteher kennt 
die Stadion'sche Gemeindeordnung nicht; dieselbe wurde aber 
durch die Verordnung vom 19. März 1852 eingeführt. 

9) Preussen. 
Preussen hat seit Aufhebung der Gemeindeordnung vom 
11. März 1850 durch Gesez vom 24. Mai 1853 keine einheitliche 
Gemeindeordnung mehr, sondern wieder wie vor 1850 ein pro- 
vinciell sehr verschiedenes Gemeinderecht. 



1) Stadion, der damalige Minister des Innern. 

2) Die Bezirks- und Kreisgemeinde dieses Gesezes kam nicht zur 
Ausführung. 

3) Vergl. Gesez vom 22. Oct. 1862. 
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Die allgemein als „liberal" bezeichnete Gemeindeordnung von 
1850 hatte zwar, wie die provinciell verschiedenen Gemeinde- 
Ordnungen seitdem, den Grundsaz der periodischen Wiederwahl. 
Der Bürgermeister sollte nur auf 12 Jahre erwählt werden. Allein 
der städtische Bürgermeister sollte selbst nach diesem Gesez nicht 
durch die Gemeinde, sondern durch den Gemeinderath gewählt 
werden, besoldet und pensionsberechtigt sein. Gleiches sollte bei 
den dem Bürgermeister zur Executive beigegebenen und mit ihm 
den „Gemeindevorstand" bildenden „Beigeordneten" und Schöffen 
(Stadträten) der Fall sein. Der Bürgermeister bedurfte der Be- 
stätigung der Regierung und konnte von dieser auf 6 Jahre be- 
stellt werden, wenn eine zweite Wahl die Bestätigung nicht fand. 
Das Wahlrecht für den „Gemeinderath" (Bürgerausschuss) war 
durch einen Census von 2 Thlr. directer Steuer oder Grundbesiz 
bedingt und nach 3 Einkommensklassen geübt. Die Hälfte der 
Gewählten musste aus Grundbesizern bestehen. 

Dieses liberalste Gesez in der Geschichte des preussischen 
Gemeinderechtes war also noch viel conservativer angelegt, als 
die bestehende württembergische Gemeindeverfassung, und zwar 
bei viel geringerem „übertragenem" Wirkungskreis. 

Hinsichtlich des gegenwärtig geltenden preussischen Gemeinde- 
rechtes sind 4 Gruppen : die 6 östlichen Provinzen , Westfalen, 
Rheinlande, Hohenzollern, und zwar je wieder mit Unterscheidung 
von Stadt- und Landgemeinden, auseinanderzuhalten. 
I. Die 6 östlichen Provinzen. 

a) Städte. Für die Städte, welche bisher auf dem Provinzial- 
landtage in dem Stand der Städte vertreten waren oder früher 
die Städteordnungen von 1808 oder 1831 hatten, gilt hier die 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 *). Nach dieser Städteordnung 
ist der Geineindevorstand ein collegialischer und kann nur in 
Städten bis zu 2500 Einwohnern aus dem Bürgermeister allein 
bestehen, sonst ist er gebildet aus dem lezteren und etwa einem 
zweiten Bürgermeister („Beigeordneten"), einem oder mehreren 
besoldeten Mitgliedern und einer Anzahl Schöffen; die besoldeten 
Mitglieder einschliesslich des Bürgermeisters werden auf 12, die 



1) S. Ausgabe und Commentar von Hübner. 1859. 
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anderen auf 6 Jahre gewählt. Die Wahl geschieht aber nicht 
durch die Gemeinde, sondern durch die Stadtverordneten (18 in 
Gemeinden von 2500—5000, 60 in Gemeinden von 90,000—1 20,000, 
je 6 weitere für 50,000 Einwohner mehr). 

Die Wahl der Stadtverordneten selbst geschieht nach dem 
Drei-Steuerklassen-System und so, dass die Hälfte der von jeder 
Abtheilung zu Wählenden aus Hausbesizern bestehen muss '). 
Bürgermeister, Beigeordnete, Schönen und sonst besoldete Ma- 
gistratsmitglieder (Syndicus , Kämmerer , Baurath , Schulrath etc.) 
bedürfen der Bestätigung, von deren Verweigerung die Begierung 
in bekannter Weise häufig Gebrauch macht. Nach zweimal nicht 
bestätigter Wahl kann die Regierung auf Kosten der Stadt diese 
commissarisch verwalten lassen, bis die Stadtverordnetenversamm- 
lung die Bestätigung für eine Wahl erlangt 2 ). Jede Stadtverord- 
netenversammlung kann durch königliche Verordnung aufgelöst 
werden 3 ). Die Bürgermeister und besoldeten Magistratsmitglieder 
haben Anspruch auf Pension (V* des Gehaltes nach 6-, '/* nach 
12-, 2 /s nach 24jähriger Dienstzeit). Zu den übertragenen Func- 
tionen gehört nur die Beihilfe zur örtlichen Staatsverwaltung, die 
Verrichtung eines Hilfsbeamten der gerichtlichen Polizei, eines 
Polizeianwalts beim Gericht; beide leztere Functionen kann aber 
die Behörde auch anderen Beamten übertragen, und selbst für die 
Handhabung der Ortspolizei können königliche Behörden bestellt 
werden *). 

b) Für die Gemeinden, welche nicht Stadtgemeinden 
im Sinne der Ziffer I. a) sind, oder hiezu nicht vom König erklärt 
sind, gilt nebst dem Herkommen, Verträgen, Stiftungsbriefen, Pri- 
vilegien die Landgemeindeordnung vom 14. April 1856 5 ), eine 
Novelle, welche sich an ältere Geseze, insbesondere an das Land- 
recht anschliesst. 



1) §§ 13, 16, 31. 

2) $ 33. 

3) $ 79. 

4) $ 62. 

5) S. Rönne, preuss. Staats-Recht II, 1, 450 ff. ; Lette, die ländliche 
Gemeinde- und Polizeiverf. 1851; Wegner, Reorganisation des Gemeinde- 
wesens 1850. 
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Dem Landgemeindeverband müssen die gutsherrlichen und 
ahnlichen Besizungen nicht angehören. 

Der Vorsteher der Landgemeinde, welcher Schulze oder 
Dorfrichter heisst, wird in der Regel von dem Inhaber der Orts- 
obrigkeit ernannt und vom Landrath bestätigt; der Ernannte ist 
zur Annahme verpflichtet '). Er führt in Gemeinschaft mit 2 
Schoppen (Dorfrichtern) die Gemeindeverwaltung, unter Zustim- 
mung der Gemeindeversammlung in bestimmten Angelegenheiten 
und unter Aufsicht des Landrathes; an Stelle der Gemeindever- 
sammlung können mit Genehmigung des Ministeriums Gemeinde- 
ausschüsse treten, welche jedoch, wie die Stadtverordneten in den 
Stadtgemeinden, von der Regierung aufgelöst werden können. 
Das Stimm- und Wahlrecht in der Gemeinde richtet sich nach 
der bestehenden Ortsverfassung, welche jedoch zu ändern ist, 
wenn jenes Recht im Missverhältniss zu den Gemeindelasten ver- 
teilt erscheint. Für diese neue Regelung der Ortsverfassung 
sind dann folgende Vorschriften maassgebend : die Stimmberech- 
tigung sezt Haushalt und Hausbesiz voraus, sie kann eine mehr- 
fache für die Starkbegüterten, oder eine klassenweise werden, 
kleine Grundeigenthümer ohne Zugvieh können zu Collectivstimmen 
verbunden werden. Die dem Schulzen für seine Bemühungen 
zustehenden Vortheile und Freiheiten bestimmen sich nach der 
Ortsverfassung; als subsidiärer Grundsaz gilt, dass die Dominien 
(auch der Fiscus als Gutsherrschaft) und die Gemeinden den 
Schultheissen gemeinschaftlich remuneriren, jedes zur Hälfte. 

Lezteres erklärt sich dadurch, dass der Schulze zugleich als 
Unterorgan der gutsherrlichen Polizei (und vor 1848 auch der 
gutsherrlichen Gerichtsbarkeit) zu dienen hat. Es ist nämlich 
selbst die Ortspolizei in erster Instanz nicht der Gemeinde, son- 
dern den Gutsherrschaften übertragen, jede Gerichtsbarkeit aber 
in erster Instanz jezt den staatlichen Gerichtsorganen zugewiesen '). 
Gutsherrschaften sind die Domänenämter in Beziehung auf die 
Amtsdörfer, die Magistrate in Beziehung auf die Stadteigenlhums- 
dörfer, die Gutsbesizer für die Dörfer ihrer Güter; wo Gutsherr- 



1) Rönne II, 1, 454. 

2) Rönne II, 1, 454, Anm. 10. 
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schaffen fehlen, treten die Kreislandräthe als die untere Polizei- 
instanz ein *). 

Es bedarf keines näheren Nachweises, wenn behauptet wird, 
dass unter solchen Verhältnissen der Dorfschulze ein durchaus 
abhängiges Organ bleiben muss, ob er nichtlebenslänglich oder 
lebenslänglich angestellt ist; es scheint aber ersteres vorzuherrschen. 
Das Amt ist keineswegs sehr gesucht, die Stellung des Schulzen 
vielfach eine ihn unter das Niveau des factisch vorgesezten Gens- 
d'armen hinabstellende, derjenigen des heutigen englischen Con- 
stable ähnlich, nur noch eine geplagtere, weil sie im Dienste eines 
ausgebildeten bureaukratischen Administrations-Mechanismus steht 2 ). 
Ueber die Landgemeinden in Westpieussen sagt ein ebenso kennt- 
nissreicher, als für eine liberale Reform des Gemeindewesens be- 
geisterter Schriftsteller: „Nur schwer ist es, Jemand zur Ueber- 
nahme des Schulzenamtes zu bestimmen. Troz des beanspruchten 
Ernennungsrechtes sind Behörden und Gutsherren daher froh, wenn 
die Bauern sich nur untereinander wegen des Schulzen einigen, 
und da diese gerne mit gleichen Schultern tragen, so wechselt 
das Amt in der Regel von Jahr zu Jahr und wird öfters wohl 
gar an den Mindestfordernden versteigert 3 j. Kein Wunder, dass 
Gensd'armen, Boten und Amtsdiener befähigter sind, als die 
Schulzen, und statt dieser oft von den Behörden beniizt werden ; 
noch öfter muss der Schullehrer aushelfen 4 ). Die Herabdrückung 
des vor dem Landrecht einflussreichen Schulzenamtes hat sich 
vermehrt theils durch das Eindringen der Bureaukratie in Gerichts- 
und Verwaltungsfunctionen des Schulzen und der Dorfrichter, theils 
durch die neuere den innigen Kommunalverband lockernde Agrar- 
gesezgebung, durch freiere Landcultur und durch Gemeinheits- 
theilungen, theils durch die verhältnissmässig viel grössere wirth- 
schaftliche Erhebung der Riltergulswirthschaft neben indolenten 
ausgekauften Bauern und Käthnern 4 ). Wegen der zahlreichen 
Exemtionen sind die Dörfer häufig sehr klein; von 3774 Land- 

1) Rönne II, 1, 236. 

2) Vergl. Lette a. a. 0. 

3) S. Wegner, Grundzüge einer zeitgemässen Reorganisation des 
Gemeindewesens S. 9, 25, 29, 34. 

4) Wegner a. a. 0. S. 43. 
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gemeinden in Westpreussen haben 1719 nicht 100, 1812 nicht 
500 Seelen. Ein wirkliches Gemeindeleben kann hiebet nicht 
stattfinden. Keine Etatswirthschaft ist vorhanden, die Verrechnung 
geschieht gar mit der Kreide, der Schulze in Westpreussen schiesst 
oft die ganze Jahresrechnung vor. Ohne die Bildung grösserer 
Gemeindeverbände und Hereinziehung des gebildeten Grossbesizes 
kann ein würdiges Gemeindeleben nach sachverständigem Urtheil 
sich nicht bilden '). 

2. Westfalen. 

a) Städte. Für sie gilt durch die Städteordnung vom 
19. März 185C fast genau dasselbe, was für die Städte der sechs 
östlichen Provinzen bereits nachgewiesen ist 2 ). 

b) Landgemeinden. Neben den Gemeindebezirken stehen 
auch in Westfalen selbständige Gutsbezirke. 

Die Gemeinde wird in ihren Angelegenheiten durch die Ge- 
meindeversammlung und den Ortsvorsteher vertreten ; erstere be- 
steht, wenn die Zahl der stimmberechtigten Gemeindemitglieder 
18 übersteigt, aus 6 — 18 gewählten Gemeindeverordneten und 
den Besizern der etwa im Gemeindeverband befindlichen itnma- 
triculirten Rittergüter. Höchstens V» d er Gemeindeverordneten 
darf den nicht mit einem Wohnhaus Angesessenen angehören. 
Den Vorsiz führt der Gemeindevorsteher, er kann aber vom Amt- 
mann darin vertreten werden ; der Amtmann kann alle Beschlüsse 
binnen acht Tagen sistiren. Die Wahl des Vorstehers geschieht 
durch die Gemeindeversammlung aus der Zahl der stimmberech- 
tigten Gemeindemitglieder auf sechs Jahre. In der Ortspolizei 
ist der Ortsvorsteher thatsächlich blosser Hülfsbeamter des Amt- 
manns, dessgleichen in der gerichtlichen Polizei und Polizeian- 
waltschaft. 

Mehrere Gemeinden mit gleichgestellten Gütern bilden ein 
Amt mit Amtmann an der Spize; grössere Gemeinden bilden auch 
ein besonderes Amt. Das Amt hat eine Amtsversammlung aus 
Gemeindevorstehern, Gutsbesizern und gewählten Abgeordneten, 
steht unter einem Amtmann, welcher zugleich Vorsteher einer 
Gemeinde sein kann und es ist, wo Eine Gemeinde auch ein Amt 



i) Wegner a. a. 0. S. 86. 
2) S. Rönne, II. 1, 438. 442. 
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bildet. Der Amtmann wird nur für die Unkosten entschädigt, 
seine Function ist einem angesehenen, vorzugsweise aus den 
grösseren Grundbesizern auszuwählenden Eingesessenen zu über- 
tragen; Mangels einer solchen Persönlichkeit wird der Amtmann 
besoldet, in beiden Fällen von der Regierung ernannt. Der Amt- 
mann verwaltet die Polizei im Amtsbezirk, übt den eingehendsten 
Einfluss auf die Gemeindeverwaltung, hat die örtlichen Geschäfte 
in Landesangelegenheiten, soweit nicht besondere Behörden hiefür 
da sind, er dient als Hülfsbeamter der gerichtlichen Polizei und 
kann mit den Functionen der Polizeianwaltschaft beauftragt werden. 

3. Rheinprovinz. 

a) Städte. Für die Städte bestehen durch die Städteordnung 
vom 15. Mai 185G ähnliche Grundsäze, wie für die Städte der 
östlichen Provinzen und Westfalens. 

b) Für die Landgemeinden bilden die Gemeindeordnung 
vom 23. Juli 1856 und das Gesez vom 6. Mai 1856 die Quelle 
des Gemeinderechtes. 

Die rheinische Landgemeindeverfassung ist nach diesen Ge- 
sezen fast genau dieselbe, wie die westfälische ; das „Amt" heisst 
hier „Bürgermeisterei", der Amtmann „Bürgermeister", die Amts- 
versammlung „Bürgermeistereiversammlung", die Gemeindeverord- 
netenversammlung „Gemeinderath" , der „Gemeindevorsteher" ist 
und heisst in beiden Provinzen gleich. Nur wird hier der Ge- 
meindevorsteher nicht einmal von der Gemeindeversammlung (Ge- 
meindeverordneten) gewählt, wie in Westfalen, sondern auf Vor- 
schläge des Bürgermeisters vom Landrath aus dem „Gemeinderath" 
auf sechs Jahre ernannt. 

4. Hohenzollern *). 

Die Stadt Hechingen hat eine besondere Stadtordnung vom 
15. Janr. 1833. Das Fürstenthum hat eine besondere Landge- 
meindeordnung vom 19. October 1833, und mannigfaltiges Ge- 
wohnheitsrecht ; an der Spize des Gemeinderathes („Ortsgerichtes") 
steht ein Vogt, welcher aus der Zahl dreier von der Gemeinde 
gewählter Candidaten von der Regierung „in der Regel auf Lebens- 
zeit" *) ernannt wird. 

1) Rönne II, 2. §. 307, §. 311 a. 

2) G.-O. §. 17 u. 20. 
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Die Gemeindeordnung Tür das Fürstenthum Sigmaringen 
ist vom G. Juni 1840. Bürgermeister und Gemeinderäthe werden 
unter Zwang zur Annahme auf sechs Jahre gewählt. 

In allen Theilen der preussischen Monarchie ist die peinliche 
und bürgerliche Rechtspflege, einschliesslich der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit (Vormundschaftswesen. Verlassenschaftswesen, Hypo- 
thekenbuchführung u. s. w.) auch in unterster Instanz den staat- 
lichen Gerichtsorganen, beziehungsweise Notaren, Hypothekenbe- 
wahrern, Familienrälhen übertragen; in den hohenzollernschen 
Landen ist mit Einführung der preussischen Gerichtsverfassung 
im Jahr 18.V2 das ganze Unterpfandswesen den Gemeindebehörden 
abgenommen worden. Ein Gleiches gilt von der Polizeistrafge- 
richtsbarkeit, schon länger in der Rheinprovinz, seit 1850 in den 
Provinzen des preussischen Rechtes; auch das Gesez v. 14. Mai 
185G über „vorläufige Straffestsezung wegen Uebertretungen" durch 
die Polizeiverwaltung hat in der Sache wenig geändert. Endlich 
die örtliche Polizeiverwaltung selbst ruht in Folge des restaura- 
torischen Gesezes vom 14. Juli 1856 in den sechs östlichen 
Provinzen wieder in gutsherrlichen Händen, und wird in West- 
falen und der Rheinprovinz, wo die „Amtmänner" und „Bürger- 
meister" einen sehr eingreifenden Einfluss darauf üben, nicht ohne 
starken patrimonialen Beigeschmack gefunden werden, wenn man 
hiebei die oben geschilderte Stellung und Bestellung der Amtmänner 
und Bürgermeister ins Auge fasst. 

10) Nichtdeutsche Länder. 

a) die Schweiz und die Vereinigten Staaten. 

Mangeis zureichender Materialien vermag Verfasser d. nicht 
festzustellen, ob in den genannten bundesstaatlichen Repräsentativ- 
deinokratieen wirklich allgemeine und „meist" nur einjährige Dauer 
des Ortsvorsteheramtes zu Recht bestehe, wie behauptet worden 
ist 1 ). Jedenfalls liegen daselbst in den für die Beurtheilung un- 



1) Nach Kaiser, Schweiz. St.-R. II. 285, 288, 290 ist die Amts- 
dauer der Schweiz. Gemeinderäthe 2— 6jährig, und diese wählen mit Aus- 
nahme zweier Kantone ihren „Präsidenten" (Ammann u. s. w.). Hienach 
würde die Gemeinde nicht den Vorstand wählen, der übrigens nur eine 
formelle Präsidialstellung in Gemeindesachen neben dem Gemeinderath und 
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serer Frage maassgebendsten Beziehungen die Verhältnisse wesent- 
lich anders, als in Württemberg. 

Von diesen Demokratieen zerfällt die eine in meist kleine 
Kantone, die andere stellt einen erst emporwachsenden Colonial- 
staat dar, in welchem die Bevölkerung im höchsten Grade be- 
weglich ist, und gerade die nachhaltigsten Gemeindevermögens- 
interessen (z. B. am Wald) nicht besonders zu pflegen sind ; hier 
muss alles den consequenten Schnitt des republikanisch-demokra- 
tischen Princips tragen. Diese Demokratieen entbehren auch 
jenen ausgebildeten formalen Verwaltungsmechanismus, in dessen 
Dienst der deutsche und württembergische Ortsvorsteher von einer 
centralisirenden Staatsgewalt und von einer Jahrhunderte lang 
thätigen Bureaukratie in umfassendster Weise hineingezogen worden 
ist. Dieser Mechanismus ist nun einmal ob gut oder schlecht 
vorhanden und kann nicht mit dein Act der Beseitigung der Lebens- 
länglichkeit allein schon abgestreift werden. Ob ihn in Württemberg 
eine „neue Organisation" vermindern, wie weit sie ihn etwa zer- 
stören wird, steht noch dahin. In der Schweiz zeigen sich davon 
bis jezt nur Anfänge. 

Im übrigen ruht in den beiden republikanischen Bundesstaaten 
durch ausgedehnte Gemeindeautonomie und umfassende Statutar- 
freiheit ein einfaches Gemeindeleben ohne viele beengende Formen 
und ohne das Bedürfniss vieler schreibermässig geschulter Organe 
in sich selbst x ). Die Geschäfte der streitigen und nichtstreitigen 
Rechtspflege, des Stiftungswesens, liegen mindestens nicht in dem 
Umfang, wie in Württemberg den Gemeinden ob. In grösseren 
Städten versieht der freie, speculative Unternehmungsgeist manches, 
was sonst Gemeindefunction bildet, obwohl nicht immer besser; 
so wenigstens in den Vereinigten Staaten. In der Schweiz dürfte 
für die grösseren und schwierigeren Gemeindeverwaltungen ein 



den Specialcommissionen zu haben pflegt. Im Kanton Freiburg „ sezt" 
der Staatsrath seinen Beamten als Gemeindevorsteher. Ueberhaupt klagt 
ein so aufrichtig republikanisch gesinnter Schriftsteller, wie Kaiser, über 
das Eindringen unfreier bureaukratischer Einflüsse in das schweizerische 
Gemeindeleben. Schweiz. St.-R. II. 287, 299. 

1) Vergl. z. B. Cherbuliez, la demoeratie en Suisse. Kaiser, Schweiz. 
Staatsr. II. 267 ff. 
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kräftigerer Stamm vermöglicher, der Gemeindeverwaltung sich 
widmender, zum Theil patricischer Elemente gegeben sein, als 
diess in Württemberg meist zutrifft. Und den festen Stüzpunkt 
der Gemeindeverwaltung bildet doch auch in beiden Republiken 
vielfach eine Klasse ständiger höchst einflussreicher Verwaltungs- 
beamten, Gemeindeschreiber, Clerks, und wenigstens in Amerika 
wird die Routine surrogirt durch einen sonst nicht wenig intri- 
guanten und gewalttätigen Stand von Advocaten und Professions- 
politikern, deren Leistung für das Gemeindewesen nicht eben 
unangefochten ist 1 ). Vielfach wird gerade darüber geklagt, dass 
an jede Parteiwahl von der Präsidenten- bis zur Communalwahl 
ein jäher Aemterwechsel sich anknüpfe. 

b) England. 

Auch England, auf welches man sich oft für nichtlebens- 
längliche Gemeindebehörden berufen hat, ist nicht in Vergleichung 
mit deutschen Verhältnissen zu bringen. 

Uebrigens wäre auch die Berufung an und für sich in der 
Hauptsache irrig. Die niedere Polizei, streitige und nichtstreitige 
Civilrechtspflege , endlich die Strafgerichtsbarkeit, Criminalpolizei, 
Steuerstrafrecht in unterster Instanz, das Executionswesen ist zwar 
auch dort nicht Staatsbeamten und in der Hauptsache nicht be- 
soldeten öffentlichen Dienern, sondern den Friedensrichtern (bez. 
Sheriffs) zur Erledigung, sei es in der Function des Einzelrichtcrs, 
sei es im collegialischen Verfahren der kleinen und der Quartal- 
Sessionen, übertragen. So ist es wenigstens in der ländlichen 
Grafschaft, ausserhalb der grossen Städte. Allein die Friedens- 
richter sind nicht gewählte Functionare, sondern die Elite des 
begüterten Adels und Mittelstandes, welche gegen Nachweis einer 
gewissen Grundrente von der Krone thatsächlich auf Lebenszeit 
und ohne Besoldung mit der Fülle unterinstanzlicher Obrigkeits- 
befugnisse unter persönlicher civil- und strafrechtlicher Verant- 
wortlichkeit bekleidet werden *). Dieses berühmte Institut lebens- 



1) Tocqueville, Ia ddmoeratie en Amerique. — Gloss, Leben in 
den Vereinigten Staaten. 

2) S. Gneist, Engl. Communalverfassung S. 164—488. 1856 zählte 
man 8200 active Friedensrichter dieser Art in England, ungefähr 1 auf 2000. 
S. Gneist a. a. 0. S. 188. 
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länglicher unbesoldeter von der Krone ernannter „Friedensrichter" 
würde sich z. B. in Württemberg beim Mangel eines starken 
Stammes aristokratischer Elemente und bei den agrarischen und 
sonstigen Besizverhältnissen nicht einmal nachahmen lassen; das- 
selbe lässt nach seiner oben bezeichneten Competenz den ge- 
wählten Localbehörden auf dem Lande einen sehr geringen Theil 
desjenigen Geschäftes übrig, welches deutschen und zumal würt- 
tembergischen Gemeinderäthen und Ortsvorstehern in so grossem 
Umfang vom Staate — als in der Wissenschaft sogenannter „über- 
tragener" Wirkungskreis — zugemuthet wird. Im Gebiet der 
reinen Localverwaltung haben überhaupt die unseren Landgemeinden 
und Dorfvertretungen noch am meisten vergleichbaren Kirchspiel- 
versammlungen fast nur zu den Kirchen-, Kirchhof- und Vicinalweg- 
ausgaben etwas zu sagen. Die Armenpflege, das Bezirksstrassen- 
wesen *) und verschiedene sonstige Aufgaben der Wohlfahrtspolizei 
sind in den Bereich grösserer Bezirksverbände (unions) gelegt, 
welche ihre Angelegenheiten und das zugehörige Steuerwesen 
immer mehr, insbesondere in grösseren Districten, durch be- 
soldete und selbst pensionsfähige , lebenslängliche 2 ) Beamte ver- 
sehen lassen. Die Gemeinde wählt fast nur noch und zwar mittelst 
eines nach der Steuer abgestuften Stimmrechtes, und zahlt — 
Steuern. Dass diese Art ländlicher Communalverwaltung für unsere 
Frage überhaupt keine Analogien darbietet, ist klar. Der Con- 
stable, früher einem deutschen Schulzen vergleichbarer, ist auf 
dem Lande unter das Niveau eines Ortspolizeidieners herabge- 
sunken, sonst durch eine besoldete Stadtpolizeimannschaft und 
durch die seit 1856 zwangsweise allgemein eingeführte und aus 
Grafschaftssteuern unterhaltene Kreis-(Grafschafts-)Gensd'armerie 
ersezt worden. 

In den grossen englischen Stadtgemeinden aber, wo sich ein 
freiwilliges Friedensrichterpersonal nicht oder nicht in ausreichender 
Zahl findet, und wo die Klassengegensäze zwischen Kapital und 



1) Viele Strassen (turnpike roads) waren bis jezt Erwerbsunterneh- 
mung. Man sucht sie immer mehr in mauthfreie öffentliche Wege umzu- 
wandeln nach festländischem Vorgang, s. G n e i s t a. a. 0. 806. 

2) S. Gneist a. a. 0. S. 693. Bezüglich des Constable und der 
Gensd'armerie s. Gneist a. a. 0. S. 424 ff., 4SI ff. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1866. I. Heft. 5 
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Arbeit eine Versehung der Polizei und der niederen Gerichtsbar- 
keit durch unbesoldetes Ehrenamt der Reichen bedenklich machen,, 
ist die friedensrichterliche Competenz zuerst 1792 in London, und 
seitdem immer allgemeiner in die Hand reichlich besoldeter, meist 
lebenslänglicher Berufsbeamten (stipendiary magistrales) überge- 
gangen; man zählt schon 1300 solche besoldete Friedens- und 
Polizeirichter, welche in den Städten die niedere Civilrechtspflege, 
die Polizei (Handhabung der öffentlichen Ordnung, Bettelpolizei, 
Sittenpolizei, Gasthauspolizei, Arbeitspolizei u. s. w.), das Exe- 
cutionswesen , Voruntersuchungen besorgen. Sie werden vom 
Staat aus dem consolidirten Fonds, d. h. dem nicht der jährlichen 
Parlamentsverwilligung unterworfenen Staatseinkommen gut bezahlt 
und haben ihre Qualification durch siebenjährige Advocatenpraxis 
nachzuweisen *). Aber nicht blos das, was in Deutschland wesent- 
lich den „übertragenen" Wirkungskreis der Gemeinden ausmacht, 
ist. der städtischen Verwaltung entzogen, sondern andere wichtige 
Zweige der Communalverwaltung fallen auch hier in das Gebiet 
der Kreisverwaltung oder werden sie als Beruf besonderer, ver- 
antwortlicher Commissionen (local boards) abgezweigt, welchen 
allerdings Mitglieder des Stadtrathsausschusses (aldermen) vorzu- 
stehen pflegen ; diese Commissionen schreiben für Erfüllung ihrer 
Zweigaufgabe besondere Steuern aus. Die ungefähr 200 Städte, 
welche die Städteordnung von 1835 erhalten haben, besorgen 
eigentlich nur noch die ökonomische Verwaltung und Gefängniss- 
verwaltung. Der Bürgermeister ist zwar während seiner einjäh- 
rigen Amtsdauer und das Jahr nachher mit der friedensrichterlichen 
Competenz von Amtswegen bekleidet, er übt sie aber nur in 
Concurrenz mit lebenslänglichen von der Krone ernannten Friedens- 
richtern und Polizeirichtern (Honoratioren und Besoldeten). 

Hieneben ist zu bemerken, dass auch bei diesem beschränkten 
Umfang der Vermögensverwaltung und der localen Wohlfahrts- 
polizei die städtische Verwaltung in den Bürgerdeputirten (coun- 
cilors), in den auf 6 Jahre gewählten Ausschüssen der lezteren 
(den aldermen) und in den Specialcommissionen, nicht im mayor 
oder Bürgermeister den Schwerpunkt hat. Wenn daher der leztere 



1) S. Gneis t a. a. 0. S. 196, 188, 448. 
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nur auf 1 Jahr gewählt wird, so geschieht es, wie in der Schweiz, 
für eine vorherrschend formelle Präsidialstellung. Ueberdiess wird 
er nicht von der Gemeinde, sondern von den Gemeindedeputirten 
gewählt, für welche selbst wieder ein erheblicher Wahl- und 
Wählbarkeitscensus besteht. Permanent im Organismus der städti- 
schen Verwaltung ist aber der Stadtschreiber, welchen Gneist 
als die „Seele der städtischen Verwaltung" bezeichnet. 

Der Inhalt der englischen Localgemeindeverwaltung ist also 
weniger reich, die Organisation der Gemeinde weit weniger demo- 
kratisch , als in Deutschland , die Bürgermeisterstellung mit der 
deutschen kaum vergleichbar, der Kreis der „übertragenen" Rechts- 
pflege und Polizei von jeher an Friedensrichter ausgeschieden, 
das Hauptgewicht der örtlichen Selbstverwaltung in Districts- und 
Kreisverbände verlegt. Es ist dort, freilich auf ganz anderen 
Grundlagen, jene „Organisation" schon vollzogen, nach welcher 
bei uns gerungen wird. Der Gegensaz zur „Regierung" ist in 
der Hauptsache nicht vorhanden, weil in Gemeinde, Grafschaft und 
Parlament gleichermaassen die reichen Klassen herrschen und erst 
durch die neuere Verwaltungsgesezgebung einige bureaukratische 
Aufsichtsbehörden über die Localverwaltung gesezt worden sind. 

Gleichartig, aber unfrei ist die Stellung des Ortsvorstehers in 
c) Frankreich und im Königreich Italien. Der Maire ist in 
Frankreich der unterste Staatsbeamte, welcher nur' auf 5 Jahre, 
theils vom Kaiser, theils vom Präfecten ernannt wird ; das ihm an 
die Seite gesezte conseil municipal versammelt sich nur vier Mal 
des Jahres *). 

In Italien gilt das piemontesische Gemeindegesez v. 23. Oct. 
1859, nach welchem (Art. 9) die Regierung den Bürgermeister 
auf 3 Jahre aus der Mitte des Gemeinderathes ernennt. Die 
Wahl des lezteren selbst geschieht indirect und nach einem 
Census *). 

d) Elemente des französischen Systems finden sich auch in 
der holländischen und belgischen Gemeindeverfassung. 
Nach der holländischen Städteordnung vom 4. Janr. 1824 und 

1) Näheres bei Block, Diction. de l'adm. franc. Art.: Organisation 
municipale, A. 3. 

2) S. Mitter maier im Staatslex. 3. Aufl. S. 269. 

5* 
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dem belgischen Gemeindegesez vom 30. März 1836 wird der 
Bürgermeister vom König ernannt, in Holland aus den indirect 
gewählten Ralhsgliedern, in Belgien aus den Mitgliedern des direct 
gewählten Conseil ')• 

Dem belgisch-holländischen System folgt in Deutschland Luxe m- 
burg, wo der Bürgermeister und die zwei Schöffen, welche die 
Executivbehorde (den Gemeinderath) bilden, vom Könige ernannt 
werden. Die Gerichts- und Verwaltungsorgan isation ist eine eben- 
falls ganz französische, es besteht staatliche Justiz- und Polizei- 
function. Der „übertragene" Wirkungskreis existirt hier für die 
Communalverwaltung nicht *). 

Diese Bemerkungen dürften darthun, dass in den nichtdeutschen 
monarchischen Staaten das Gemeindeleben weder so inhaltsvoll, 
noch so frei angelegt, noch auf eine eben so breite demokratische 
Basis gestellt ist, wie diess in Württemberg jezt schon zu Recht 
besteht. 

11) Württemberg. 

Das württembergische Gemeinderecht ist, was den Wahlmodus 
betrifft, am meisten demokratisch ; was den Umfang der Gemeinde- 
functionen betrifft, stellt es der Gemeindeverwaltung, und zwar 
ohne eigentliche Unterscheidung von Gemeindeclassen, die meisten 
Aufgaben. In beiderlei Beziehungen steht dieses Land auf dem 
äussersten linken Flügel wenigstens einer formalen Gemeindefrei- 
heit, es bildet einen förmlichen Contrast zum Gemeinderecht an- 
derer Staaten. Insbesondere tritt diess in den für die Stellung 
der Ortsvorsteher maassgebenden Verhältnissen hervor. In lezterer 
Beziehung beschränken wir desshalb unsere Darstellung nicht auf 
eine Angabe des geltenden Rechtes, sondern begleiten dieses mit 
Erörterungen für die Frage der Amtsdauer der Ortsvorsteher 
nach württembergischen Verhältnissen; denn diese Frage hat die 
ganze hier gegebene vergleichende Untersuchung der deutschen 
Gemeindeverhaltnisse veranlasst. 

Zwei Dritttheile der Stimmen, auf Einen Candidaten vereinigt, 
entziehen der Regierung jeden Einfluss auf die Wahl der Per- 

1) Bluntschli, Allg. St.-R. II, 462. 

2) S. D. Staatswörterbuch VI, 470 II. 
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sönlichkeit des Ortsvorstehers 1 ). Diese sonst nirgends der Ge- 
meindeselbständigkeit gemachte wichtige Concession würde wohl 
liberall um so mehr in Frage gestellt werden, je weniger Mangels 
lebenslänglicher Berufsstellung tüchtige Candidaten um Schultheisscn- 
stellen sich bewerben würden. 

Die Entfernung vom Amte ist in Württemberg schwieriger, 
als sie es in irgend einem andern Staate selbst bei periodischer 
Wiederwahl ist 2 ). 

Der Gemeinderalh wird nur auf 6 Jahre ohne Beimischung 
stabilerer Elemente, der Bürgerausschuss auf nur 2 Jahre gewählt ; 
das leztere Zeitmaass ist kürzer als es in den meisten deutschen 
Staaten für den Bürgerausschuss festgesezt ist. 

Wahl- und Wählbarkeitsrecht zum Ortsvorsteher, Gemeinde- 
ralh und Bürgerausschuss hat in Württemberg jeder 25 Jahre alte 
Bürger, welcher mit irgend einer Steuer zur Gemeinde beizutragen 
hat oder beizutragen hätte, Wahlrecht hat ferner jeder Nichtbürger, 
welcher in den 3 dem Wahltermin vorangegangenen Jahren nicht 
nur Wohnsteuer, sondern auch aus einem der Besteuerung der 
Gemeinde unterworfenen Vermögen oder Einkommen Steuer ent- 
richtet hat oder zu entrichten gehabt hätte, wenn eine solche 
Steuer erhoben würde. Es besteht also in Württemberg für Ge- 
meinde- und auch Ortsvorsteherwahlen ein das allgemeine Stimm- 
recht nahezu erreichendes Wahlsystem, ohne Beschränkung des 
Wahlrechtes durch Hausbesiz, Bürgerrecht, oder durch hohes 
Steuerminimum, ohne indirectes Wahlverfahren, ohne Wahl des 
Ortsvorstehers durch die geschäftskundigeren Gemeindecollegien 
selbst, ohne irgend welche Präpotenz des Einflusses des grossen 
Besizes, ohne Anforderung an die Vorbildung des Candidaten, 
ohne ein Pensions- und Besoldungssystem, welches auch auf die 
Gefahr der NichtWiederwahl tüchtige Candidaten heranziehen würde. 
Zwang zur Annahme der Ortsvorstehersstelle besteht nicht und 
könnte bei der schweren Geschäftslast nach heutiger Organisation 
billiger Weise auch nicht eingeführt werden. 

Ein Becht, wie es sonst den Staatsbehörden zusteht, einer 



1) Verw.-Ed. §. Vi. 

2) Ges. vom 6. Juli 1849. Art. 14. 



70 Beiträge zu einer vergleichenden Darstellung 

Gemeinde eine commissarische Verwaltung zu sezen, ist in Würt- 
temberg auch nicht mehr für die Polizei eingeräumt 1 ), wofür es 
in verschiedenen andern deutschen Staaten zutrifft. 

Diese Züge geben der württembergischen Gemeindeverfassung 
ein demokratisches Gepräge, wie es keine andere deutsche Ge- 
meindeverfassung an sich trägt, und einen Charakter der Unab- 
hängigkeit gegenüber dem Bestätigungs- und Niohtbestäligungs- 
rechte, überhaupt gegenüber der Einwirkung der Regierung auf 
Personen, wie er in gleichem Maasse sonst nicht, am wenig- 
sten in Landgemeinden mit nichtlebenslänglichen Ortsvorstehern 
zu finden ist. Ausserhalb Württembergs wird die würltembergische 
Gemeindeverfassung nicht selten als eine radicale angesehen. 

Dazu kommt, dass in Württemberg der dem Ortsvorsteher 
und dem wechselnden Gemeinderath auferlegte Geschäftskreis 
so umfassend ist, wie in keinem andern deutschen Staate. So 
lange dem so ist, ist die Beseitigung lebenslänglicher Amtsdauer 
schwierig. 

In erster Linie kommt die Gemeindewirthschaft Und 
das Stiftungswesen in Betracht. Dem württembergischen 
Ortsvorsteher ist hiebei die vorbereitende und leitende, im Stif- 
tungsrath eine mitleitende, überhaupt aber eine eingreifende Thätig- 
keit zugewiesen, deren nähere Bezeichnung nicht nothig ist. 

Auf eine nachhaltig« Bewirtschaftung des Gemeinde- und 
Stiftungsvermögens wird mit Recht stets der grösste Nachdruck 
im Gemeindeleben gelegt werden. Nun haben auswärts die Ge- 
meinden, welche periodisch gewählte Vorsteher haben, eine ganz 
befriedigende Vermögensführung aufzuweisen. Es kann also nicht 
wohl davon die Rede sein, dass eine gute Vermögensverwaltung 
und die Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteher einander unter allen 
Umständen voraussezen. 

Eben so wenig ist aber zu leugnen, dass auswärts die Ge- 
meindeverfassung anderweitige Garantieen bietet und in keiner 
Gemeindeverfassung dem Besiz so wenig Einfluss durch das Wahl- 
recht gesichert ist, als in Württemberg ; diess ist oben eingehend 
nachgewiesen worden. Und namentlich gewisse Arten von Ver- 



1) Gesez vom 6. Juli 1849. 
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mögensinteressen bedürfen gegenüber kurzsichtigen Anforderungen 
eine feste Vertretung; die Waldwirtschaft, die Erhaltung von 
Gemeindegütern, die Art der Verkeilung von Gemeindenuzungen, 
Aufnahme von Anlehen bilden ein Gebiet, auf welchem das nach- 
haltige Wirthschaftsinteresse nicht selten, zumal in bewegten Zeiten, 
fest vertreten sein inuss, und ein Schultheiss auf Lebenszeit 
wird hier bei augenblicklich missleiteten bürgerlichen Kollegien 
viel nachdrücklicher das dauernde Vermögensinteresse, äussersten 
Falls durch die Oberaufsichtsbehörde, gellend machen. Soll es 
doch eine nicht selten zu machende Erfahrung sein, dass neuge- 
wählte Gemeinderälhe in Behandlung der Gemeindenuzungen und 
des Gemeindegrundbesizes die Zukunft sehr wenig ins Auge fassen. 
Die längere Bekanntschaft mit den Wirthschaftsobjecten, die genaue 
Kenntniss der Nuzungsrechte und Beneficienvertheilung, welche 
beim lebenslänglichen Ortsvorsteher eine grössere ist und in man- 
chen Gemeinden, zumal bei vielen Parodien, nicht schnell erworben 
wird, ist in nicht geringem Grade schäzenswerth. 

Es wird behauptet werden dürfen, dass eine Einschränkung 
der in Württemberg vergleichsweise starken materiellen Bevor- 
mundung der Gemeindewirthschaft nicht wohl dann mehr Aussicht 
auf endliche Verwirklichung erhalten kann, wenn mit einem sehr 
liberalen Wahlsystem und raschem Collegienwechsel die periodische 
Erneuerung der Ortsvorsteherschaft gepaart werden würde. Nun 
wird aber, und für grössere Gemeinden gewiss mit Recht, eine 
Einschränkung des Velos der Staatsbehörden in Sachen der Ge- 
meindewirthschaft und des Stiftungswesens eben auch als Forderung 
liberaler Reform der Gemeindeverfassung aufgestellt. Es liegt eine 
gewisse Disharmonie zwischen dem geringen Maasse genehmigungs- 
freier Selbstverwaltung und dem Liberalismus in der Behörden- 
bildung, zwischen der materiellen und der formellen Selbstbestim- 
mung im württembergischen Gemeindeleben vor. Allein dieser 
Gegensaz wird schwerlich gemildert und ausgeglichen werden, 
wenn die in der Lebenslänglichkeit liegenden Garantieen kenntniss- 
voller Selbstverwaltung geschwächt würden. An der Staatsge- 
nehmigung würde nur desto ängstlicher festgehalten werden wollen. 
Und in der That zeigt auch das auswärtige Gemeinderecht bei 
ländlichen Ortsvorstehern von dreijähriger Amtsdauer in Bayern, 
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Sachsen, Hannover, Preussen eine viel ängstlichere Staats-„Curatel", 
als bei Städten mit lebenslänglichen, rechtskundigen oder (und) 
in Besoldung und Pension den Staatsdienern gleichgestellten Bürger- 
meistern und Magistratsräthen. Ein Mittel, in Württemberg ' die 
hier erwähnte grössere Selbständigkeit der Gemeinden zu erreichen, 
liegt freilich auch ausserhalb der Frage der Amtsdauer der Orts- 
vorsteher, es dürfte in ausgiebiger Unterscheidung zwischen ver- 
schiedenen Gemeindeklassen in Hinsicht auf die freie Vermögens - 
fuhrung zu suchen sein. 

Im „kirchenconventlichen" Berufe, in Schul- und 
Armensa^hen wird zwar die Lebenslänglichkeit des Ortsvor- 
stehers schwerlich als eine zwingende Forderung aus der Natur 
der betreuenden Verwaltungsaufgaben nachgewiesen werden können. 
Nichtsdestoweniger darf nicht verkannt werden, dass neben mit- 
teilenden oder mitvotirenden lebenslänglichen Geistlichen und künf- 
tig auch Lehrern ein nichtlebenslänglicher Orlsvorsteher, wenn 
er nicht ein Mann von bedeutendem persönlichem Ansehen wäre, 
in eine sehr untergeordnete Stellung könnte zurücktreten müssen. 
Es könnten sogar von da regelmässige, für den Frieden und das 
Interesse der Gemeinde leicht sehr nachtheilige Umtriebe bei Neu- 
wahlen ausgehen, es könnte dem Geistlichen wie dem Lehrer ein 
nicht wünschenswerthes Uebergewicht verschafft werden. Zumal 
in Armensachen, in Sachen der Sittenpolizei ist es nicht unzweck- 
mässig, einseitig kirchlichen, sittenpolizeilichen, pädagogischen 
Standpunkten, Secten-undConfessions-Neigungen und -Abneigungen 
ein in sich festes weltliches Gegengewicht zu erhalten. 

Was hier angedeutet ist, kann analog in der Richtung des 
Verhältnisses des Ortsvorstehers zu den Gemeindebeamten 
höherer oder niedriger Kategorie gesagt werden, namentlich wenn 
diese selbst lebenslänglich und nicht Mitglieder des Gemeinderathes 
sind. Ein Ortsvorsteher kann einem Forstdiener, Gemeindepfleger, 
Rathsschreiber, Pfand- oder Verwaltungs-Hilfsbeamten eben da- 
durch, dass er tüchtig ist und die Gemeinde pflichtgetreu und 
selbständig vertritt, sehr widerwärtig werden. Wünscht er aber 
seine Wiederwahl und rechnet mit diesen Officianten, als deren 
Vorgesezten ihn das Verwaltungsedict beruft,- so kann er leicht 
in eine der Gemeindeverwaltung nachtheilige Abhängigkeit ge- 



der deutschen Gemeindeorganisation. 73 

langen, oder aber wird seine Wiederwahl Wühlereien, Chicanen, 
Familieneinflüssen jeder Art begegnen, und zwar je grösser die 
Gemeinde, desto mehr; der Erfolg gegen ihn kann ein um so 
sichererer sein, als die Ortsvorsteher mehr denn jene Officianten 
durch ihre Amtspflicht mit Wählern in Conflicte kommen. 

Man braucht aus dem Vorstehenden nicht den Schluss ab- 
zuleiten, dass aus dem Gesichtspunkt der Gemeindewii Ibschaft. des 
Stiftung«-, Schul- und Armenwesens betrachtet die Abschaffung 
der Lebenslänglichkeit nothwendig oder regelmassig in einer Mehr- 
zahl der Gemeinden verderblich wirken werde, und doch wird 
behauptet werden dürfen, dass auch die Gemeindevermögens- und 
Stiftungsverwaltung manche Interessen umschliesst, für welche ein 
in seiner Stellung lebenslänglich gesicherter Schultheiss nach- 
drücklicher wirken kann. Auswärts ist denn auch den blossen 
Verwaltungsmagistraten in Städten eine feste Stellung «gegeben 
worden, selbst wo in kleinen Gemeinden die periodische Wahl 
eingeführt ist. Und andererseits kann bei dem Einfluss, welcher 
gerade in Gemeinde- und Stiftungsverwaltungssachen den bürger- 
lichen Collegien eingeräumt ist, durch die lezteren dem etwaigen 
üblen Einfluss eines nicht geeigneten lebenslänglichen Ortsvor- 
stehers wirksam begegnet werden. Das Unglück durch einen 
untauglichen lebenslänglichen Schullheissen kann hier am leichtesten 
verhindert werden. 

Es wird daher mindestens nicht zu viel gesagt sein, wenn 
die Ansicht ausgesprochen wird , dass Gemeindewirlhschaft und 
Stiftungswesen die Beseitigung der Lebenslänglichkeit der Orts- 
vorsteher nicht geboten erscheinen lassen, und dass es auch nach 
Durchführung etwaiger tiefgreifender Organisationen noch fraglich 
ist, ob nicht für Stadt- und grössere Landgemeinden der Fortbe- 
stand der Lebenslänglichkeit von überwiegendem Vorlheil sein 
würde. 

Nun sind aber die württembergischen Ortsvorsteher nach dem 
dermalen bestehenden Rechte noch mit einer Menge anderer Ge- 
schäfte beauftragt. 

Die Gemeinde ist an der Rechtspflege in unterster Instanz 
in solchem Umfange betheiligt, dass die verschiedenen Gründe, 
aus welchen wenigstens in allen monarchischen Staaten die Stellung 
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des Justizbeamten besonders unabhängig und lebenslänglich ge- 
macht ist, beschränkt auch für den Ortsvorsteher zutreffen. Wohl 
mag es in den grössten Gemeinden des Landes einem Gemeinde- 
rathe nie an gehörig rechtskundigen und unabhängigen Mitgliedern 
fehlen, um auch ohne einen lebenslänglichen Ortsvorsteher, welcher 
hier blos geschäftsleitender Gcrichtsvorstand sein wird, zureichende 
Organe für die der Gemeinde zugewiesene Rechtspflege zu sichern. 
In der Mehrzahl der Gemeinden aber ist der Schwerpunkt der 
streitigen Rechtspflege für die viele Local- und Markungskeuntniss 
erfordernden Untergangs- sowie für die geringfügigen Sachen (30, 
20, 13 fl. Competenz nach den '6 Klassen von Gemeinden) in 
dem Ortsvorsteher zu suchen. Diesem legt die öffentliche Stimme 
und der im Rechtsstreit nicht siegende Theil die Urheberschaft 
des Spruches vorzugsweise und meist nicht mit Unrecht bei. Von 
mehreren« Seiten ist auf eingezogene Erkundigung dem Ver- 
fasser mitgetheilt worden , dass seit Abschaffung der Lebens- 
länglichkeit der Gemeinderäthe die active Theilnahme der lezteren 
an Entscheidung von Rechtssachen abgenommen habe und dem 
Schultheissen fast alles überlassen werde. Eine gesicherte lebens- 
längliche Stellung ist für eine gerechte und unabhängige Uebung 
der streitigen Rechtspflege sicherlich in vielen Gemeinden von 
hohem Werthe. 

In erhöhtem Grade gilt diess alles von den dem Gemeinde- 
rath und Ortsvorsteher zustehenden Strafbefugnissen, welche 
in Württemberg immer noch umfassender sind, als in irgend einem 
deutschen Staat. Die Ausübung dieser Befugnisse, welche dem 
Ortsvorsteher theils im Geineinderath (bis 12 fl. und 4 Tage, 9 fl. 
und 3 Tage, 6 fl. und 2 Tage nach den 3 Gemeindeklassen), 
theils (bis zur Hälfte der gemeinderäthlichen Strafgewalt) selbst- 
ständig zustehen, ist eine vielfältige und mit vielen Gehässigkeiten 
verknüpfte (z. B. Wald- und Weideexcesse) ; Laxheit macht bei 
den einen, Strenge bei den andern Gemeindewählern unangenehm. 
Auch hier soll es eine keineswegs vereinzelte Erfahrung sein, 
dass der Geineinderath seit Abschaffung der Lebenslänglichkeit 
der Gemeinderäthe dem keiner Wiederwahl unterworfenen Orts- 
vorsteher den gehässigsten Theil der Aufgabe überlasse. 

In Strafsachen zumal, aber auch in bürgerlichen Rechts- 
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Streitigkeiten ist eine von periodischer Wiederwahl unabhängige 
Stellung namentlich auch im Interesse der „kleinen Leute", gegen 
welche der reiche und einflussreiche Bürger Begünstigung für 
sich und seine Rancunen vom Ortsvorsteher beansprucht. 

Von einer kräftigen Handhabung des Executionswesens, 
welches nach jeziger Organisation wesentlich auf dem Ortsvorsteher 
lastet, ist der Credit ganzer Gemeinden abhängig. Erfahrung und 
Wissenschaft stimmen darin überein, dass die mildeste und nach- 
sichtigste Art der Rechtshilfe bei unbestrittenen Forderungen nicht 
zugleich diejenige ist, welche den wahren Interessen einer Ge- 
meinde am meisten dient. Die Beeinträchtigung des „fremden" 
Gläubigers zum vermeintlichen Vortheil der Gemeindeangehörigen 
wird aber, je schlechter die Zeiten und die ökonomischen Ver- 
hältnisse der Gemeinde sind, desto mehr von dem wahlberechtigten 
Proletariat dem Ortsvorsteher angesonnen. Wo daher von einer 
kräftigen Hand im Executionswesen der ganze Credit der Gemeinde 
abhängt, wird dieselbe durch Wiederwahl in vielen und leicht 
denkbaren Fällen und Zeiten fast gelähmt sein. Und hiebei ist 
überall auch an die Beitreibung öffentlicher, nicht bloss privater 
Schuldigkeiten zu denken. 

Das Unterpfandswesen, welches nirgends mit so grosser 
Selbständigkeit wie in Württemberg von den Gemeinden besorgt 
wird, in den meisten Staaten ihnen überhaupt abgenommen ist. 
wird sicherlich durch Abschaffung der Lebenslänglichkeit, sowohl 
was die Kenntniss in formeller Behandlung des Geschäftes, als 
was Richtigkeit, Gerechtigkeit und Unparteilichkeit der Einschäzung 
betrifft, nicht gewinnen, wenigstens nicht in kleinen Gemeinden 
und bei armen Gemeinderäthen. Die Inanspruchnahme des Pfand- 
hilfsbeamten müss^e eher zu-, als abnehmen, was vielen Orts- 
vorstehern einen ziemlichen, anderweitig zu ersezenden Theil des 
Einkommens nehmen würde und weder an sich, noch im Interesse 
der Ersparung herbeigewünscht werden kann. 

Die Aufgabe des Ortsvorstehers im Contractenwcsen 
(Erkenntniss über Verträge), in Vormundschaftssachen würde 
gewiss bei häufigerem Wechsel der Person nicht besser erfüllt 
werden. Indessen wird diese Seite seiner Thätigkeit nicht wohl 
von wesentlicher Bedeutung für unsere Frage sein, wesshalb wir 
nicht dabei verweilen. 
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Von grösstem Umfang ist die polizeiliche Thätigkeit 
des Ortsvorstehers, sowohl die ortspolizeiliche, als die landespoli- 
zeiliche, welche leztere „im Namen und aus beständigem Auftrage 
der Regierung zu handhaben" *) ist. 

Es ist unmöglich, das einzelne Detail der Polizeiaufgabe 
des Ortsvorstehers unter dem Gesichtspunkt der Zweckmässigkeit 
oder NichtZweckmässigkeit der Lebenslänglichkeit zu erörtern; 
der Blick in ein Handbuch der württembergischen Gemeindever- 
waltung (z. 6. Zeller Handbuch für die württembergischen Ge- 
meindebehörden § 365 — 642) zeigt die nur schwer zu über- 
sehende Mannigfaltigkeit polizeilicher Functionen, welche dem 
Ortsvorsteher obliegen. 

Ein einziger Blick lehrt dann aber auch schon, dass auf 
diesem Gebiete erst eine längere Uebung zu orientiren vermag, 
und dass , je unerfahrener der Ortsvorsteher auf demselben ist, 
desto grösser seine Abhängigkeit vom Bezirksamt („Oberamtmann") 
sein muss. Diess zeigt in anderen Staaten die thatsächliche Lage 
der nichtlebenslänglichen Dorfschulzen und ist aus der Natur der 
Sache leicht zu erklären. 

Auch aus diesem allgemeinen Grunde müsste bezweifelt 
werden, ob die Abschaffung der Lebenslünglichkeit den durch sie 
beabsichtigten Erfolg haben, ob sie nicht vielmehr der Abhängig- 
keit gegen oben Vorschub leisten würde, wenigstens insolange 
die Polizeiaufgabe eine so umfassende ist und der Augiasstall der 
württembergischen Geseze und Verordnungen im Verwaltungsrecht 
nicht durch ein einfaches Polizei- und Polizei-Strafrecht besei- 
tigt ist. 

Eben in der Polizei hat der Ortsvorsteher gegen jenes für 
die Wiederwahl bedenkliche Raisonniren anzukämpfen, welches 
G ö t h e einem Bürger in den Mund legt 2 ) ; denn in der Polizei 



1) Vcrw.-Ed. § 14. 

2) r I\"cin, er gefällt mir nicht, der neue Bargermeister, 
Nun, da er's ist, wird er nur täglich dreister 

Und für die Stadt, was thut denn er? 
Wird es nicht alle Tage schlimmer? 
Gehorchen soll man mehr als immer 
Und zahlen mehr als je vorher." 
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muss der Ortsvorsteher gegen hundert kleine und grosse Interessen 
durchfahren, gegen Empfindlichkeiten und Rücksichten aller Art 
offen eintreten, gegen das untergeordnete Personal eine nicht zu 
untergrabende Autorität besizen. Man denke an die Baupolizei, 
Taxationen Prädicatszeugnisse, an Conflicte zwischen der besizen- 
den und arbeitenden Klasse (Gesindewesen), an die zahlreichen 
polizeilichen Berührungen mit der für die Wiederwahl so einfluss- 
reichen Klasse der Wirlhe, Bäcker, Fleischer u. s. w. Es soll 
eine Erfahrung sein, dass „Amtsverweser" eine sehr geringe po- 
lizeiliche Energie entwickeln. Auch auf dem Gebiete der Wohl- 
fahrtspolizei , der gemeinnüzigen öffentlichen Einrichtungen ist 
häufig' eine lange Erfahrung, ein unablässiges Betreiben nölhig, 
um eine neue Sache ins Werk und durch tüchtige Einleitung in 
der Meinung der Bürgerschaft durchzusezen. 

Ein stabiles Element im Organismus der Gemeindebehörden 
ist also auch für die Sicherheits-, Cultur- und Wohlfahrts-Polizei 
sicherlich geboten. In kleinsten Gemeinden mit ganz einfachen 
Verhältnissen und langsamer Entwicklung mag es vielleicht ent- 
behrlich sein und, soweit nöthig, durch die hier eingreifendere 
Thätigkeit der Staatspolizeibehörde ersezt, in den grössten Städten 
vielleicht durch ständige Polizeibeamte und Techniker surrogirt 
werden können, welchen dann aber leicht ein entschiedenes Ueber- 
gewicht über einen nichtlebenslänglichen Vorgesezten zufallen 
möchte. Im Ganzen dürfte in Württemberg nach Art und 
Umfang des materiellen Polizeirechtes und bei dem Charakter der 
in allen anderen Theilen sehr beweglich angelegten Gemeinde- 
Verfassung die Beseitigung der Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteher 
auch einer tüchtigen üebung der Polizei grossen Eintrag thun. 

Man könnte den Geschäftskreis des Ortsvorstehers noch weiter 
ins Einzelne verfolgen, seine Hilfsfunctionen im directen und in- 
directen Steuerwesen (z. B. beim Gewerbesteuersaz, beim Accise- 
wesen, wie es sich praktisch macht), die ihm in der Statistik 
zugemutheten Aufgaben näher ansehen, und es würde sich wohl 
auch da zeigen, dass lange Uebung und Routine werthzuschäzen 
ist. Diese Functionen können jedoch für und wider nicht mit 
grossem Gewicht in die Wagschale fallen. 

Schon das Angeführte, angewendet nach den in Abschn. I 
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entwickelten allgemeinen Grundsäzen, genügt zu der Annahme, 
dass — ohne vor herige tiefgreifende Umgestaltungen 
im ganzen württe in bergischen Verwaltungsorganis- 
mus oder ohne Rückbildung der Gemeindeverfassung auf einen 
sonst weniger demokratischen Charakter — die Abschaffung der 
Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteher nicht in Frage kommen kann, 
und dass selbst nach Durchführung tiefgreifender Organisationen 
es immer noch zweifelhaft bleibt, ob auch dann die Lebensläng- 
lichkeit nicht für grössere und kleinere Gemeinden beizubehalten 
sei. Andere Staaten, in welchen die „Organisationen" schon durch- 
geführt sind, und zwar umfassender, als sie vielleicht in Württem- 
berg zunächst durchgeführt werden, haben für grossere Gemeinden 
die Lebenslänglichkeit beibehalten, und entbehren zugleich in der 
städtischen Gemeindeverfassung den stark demokratischen Zug, 
welchen diese in Württemberg trägt und welchen hier niemand 

in Frage stellt. 

III. 

Uebersicht des Gemeinderechtes der unter 1 — 11 erwähnten 

Staaten. 

Periodisch, und zwar von 3 — 12jähriger Dauer, ist das Amt 
des Ortsvorstehers in Baden, in Bayern für die Landgemeinden, in 
Kurhessen für die Landgemeinden, in Oldenburg, abgesehen von den 
„ersten Städten", in Braunschweig für Gemeinden unter 5000 Seelen, 
der herrschenden Praxis nach in Sachsen- Weimar, wo das Gesez, 
gleichwie in Hechingen, beides zulässt, ferner in mehreren mittel- 
deutschen Kleinstaaten, in Hannover und Königreich Sachsen nur für 
die Landgemeinden; in Deutsch-Oesterreich nach dem neuen Ge- 
seze allgemein, ebenso in Preussen nahezu allgemein. Dasselbe 
findet man im Ausland nicht bloss bei republikanischen Repräsentativ- 
Demokratieen, sondern auch in England, Belgien, Frankreich, 
Italien, den Niederlanden. 

Die periodische Neubesezung der Ortsvorstehersstelle findet 
jedoch nicht durch Wahl, sondern durch staatliche oder guts- 
herrliche Ernennung, ohne gemeinderäthlichen Vorschlag, 
obwohl dann meist aus der Mitte der Gemeinderäthe, statt : im Gross- 
herzogthum Hessen, in den Landgemeinden der sechs östlichen 
Provinzen Preussens (gutsherrliche Ortsobrigkeit), in den Land- 
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gemeinden der Rheinprovinz und in der Rheinpfalz ; in Westfalen 
und der Rheinprovinz wird auch der den Ortsvorsteher beherr- 
schende „Amtmann", beziehungsweise „Bürgermeister", von den 
Regierungsbehörden, meist aus der Mitte der grossen Grundbesizer, 
ernannt. Ernennung findet statt in Frankreich, Belgien, den Nieder- 
landen, im Königreich Italien, selbst in einem Schweizer-Kantone 
(in England bezüglich der Friedensrichter). 

Fast nirgends ist in deutschen Staaten mit periodischer Wahl 
der Ortsvorsleher das Wahl verfahren ein directes, aller- 
kleinste Landgemeinden ausgenommen, in welchen ein Bürger- 
Ausschuss ')} eine „grosse Ausschussversammlung" nicht besteht. 

Vielmehr wird der Ortsvorsteher entweder und meist durch 
den Gemeinderath *) (auch zum Theil aus dem Gemeinderalh), 
oder durch den Bürgerausschuss ')) oder durch die grosse Aus- 
schussversammlung , oder durch mehrere dieser Collegien in Ge- 
meinschaft gewählt: in Baden, Bayern, Kurhessen, Oldenburg, 
Braunschweig, Hannover in den Stadt- und in Landgemeinden mit 
Gemeindeausschuss, in Sachsen (in den Städten durch den Bürger- 
ausschuss aus drei vom Gemeinderalh vorgeschlagenen Candidaten, 
in den Landgemeinden durch den Bürgerausschuss, wo ein solcher 
besteht), ebenso in Oesterreich nach der Stadion'schen Gemeinde- 
ordnung, in Preussen sogar nach der liberalen Gemeindeordnung 
von 1850 und ebenso später nach den revidirten Städteordnungen 
(von 1853 und 1856 für die sechs östlichen Provinzen, für West- 
falen und für Rheinlande) in den Städten, ferner in den west- 
fälischen Landgemeinden, während in den östlichen und rheinischen 
Landgemeinden erwähntermaassen Ernennung stattfindet. In Sachsen- 
Weimar findet zwar directe Wahl durch die Gemeindebürger, aber 
nach einem graduirten Stcuercensus so statt, dass je 5 Thaler 
Staats- und Gemeindesteuer 1 Stimme verleihen. 

Zugleich ist zu bemerken, dass Gemeinderäthe und kleiner 
Bürgerausschuss, welche den Ortsvorsteher wählen oder mitwählen, 
häufig vom Bürgerausschuss, beziehungsweise von der »grossen Aus- 
schussversammlung", nicht direct von der Gemeinde gewählt sind. 

Auch die von der Gemeinde gewählten Gemeinde-Collegien 



1) Im wttrttembergischen Sinne dieser Bezeichnung. 
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selbst wieder, welche zugleich als Wahlmänner-CoIIegium auftreten, 
sind zum Theil i n d i r e c t (z. B. Nassau, Sachsen) und meist naci 
einem Census, sehr häufig nach dem mehrerwähnten Steuer- 
klassensystem gewählt. Auch ist in einzelnen Fällen dit 
Wählbarkeit nach lezterem System geregelt ; so : in Baden, Bayern 
Grossherzogthum Hessen, Braunschweig, Oesterreich nach dei 
S t a d i o n'schen Gemeindeordnung, in Preussen nach den neuerei 
Städteordnungen. 

In Oesterreich, in preussischen und hannoverschen Land 
gemeinden, im Grossherzogthum Hessen, in Sachsen- Weimar is 
dem Besiz, zum Theil bis zu '/s und 7* a " er Stimmen für Einei 
Grossgrundbesizer, das überwiegende Stimmgewicht ge 
sichert, und kann sogar eine Abänderung des Statutarrechtes hie 
nach erzwungen werden. 

Hausbesiz in Stadt und Land, Art und Zahl der Gespann« 
in Bauerngemeinden, neben oder ausser diesem ein Steuerminimun 
treten als Wahl- und Wählbarkeits-Census mannigfach auf. 

Mit Virilstimmen in Gemeindecollegien tritt der Gross 
grundbesiz auf: in Hessen, Hannover, sogar mit Vertretung durc 
Gutsverwalter, in Baden wenigstens in der Kreisversammlung. 

Für das active Gemeindewahlrecht ist entschieden überwiegen 
die Bedingung des Gemeindebürgerrechtes, häufig zugleich m 
Hausbesiz und Steuercensus, festgehalten. 

Manche Staaten, welche für Landgemeinden Nichtlebensläng 
lichkeit haben, haben Lebenslänglichkeit für die städti 
sehen Ortsvorsteher: Bayern, Kurhessen, Sachsen, Hannovei 
Oldenburg, Braunschweig, einige sächsische Staaten, ausnahmsweis 
selbst Preussen. Diess gilt also gerade in Staaten, wo de 
„übertragene" Wirkungskreis ein geringerer ist als in Württemberg 

In der Regel wird hier dann auch „Rechtskunde", nach 
gewiesen durch Staatsprüfung in rechts- und staatswissenschafl 
liehen Fächern, von den Candidaten des Bürgermeisteramte 
verlangt und hiemit als Gegengabe ein Be soldun gs- un 
Pensions-System ganz nach Art der diessfälligen Staats 
dienstgeseze verbunden, so in Bayern, Kurhessen, Sachser 
Hannover, Braunschweig und in den preussischen Städten selbs 
bei nur zwölfjähriger Amtsdauer. In anderen Staaten beruht di 
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Pension der Gemeindediener auf speciellen Festsezungcn ; die 
Praxis hiebei konnte der Verfasser dieser Arbeit aus dem ihm 
zugänglichen Material nicht weiter erheben, als im Bisherigen 
geschehen ist. 

Und nicht bloss die städtischen Ortsvorsteher selbst sind in 
mehreren Staaten mit Nichtlebenslänglichkeit der ländlichen Orts- 
vorsteher besoldet und pensionsberechtigt, sondern auch ihre 
„Beigeordneten" (zweite Bürgermeister) und (oder) die »rechts- 
kundigen Magistratsmitglieder ", welche dann auch 
mehrfach eine längere Amtsdauer haben, als die nichtrechts- 
kundigen Stadträthe, oder gar lebenslänglich sind (Bayern, Han- 
nover, Preussen u. s. w.). Für die Bathsschreiber und Gemeinde- 
pfleger ist vielfach durch Gesez lebenslängliche Amtsdauer vor- 
geschrieben , noch mehr in der Praxis eingeführt ; und je mehr 
Wechsel in der Person des Ortsvorstehers, als desto einflussreicher 
erscheint nach zuverlässigen Quellen, welche oben benüzt worden 
sind, die Stellung dieser administrativen Techniker. Die Erfahrung 
zeigt hier als eingetretene Folge des Wechsels im Ortsvorsteher- 
amt, was in Württemberg bei fast jedem Versuche des Ueber- 
gangs zur Nichtlebenslänglichkeit der Ortsvorsteher sofort sich 
nahe legte, — die Uebertragung der technischen Geschäftsführung 
an ein stehendes Schreiberthum. 

Für die nichtlebenslänglichen ländlichen Ortsvorsteher besteht 
fast allgemein , wie im Einzelnen angegeben worden ist , Zwang 
ss urAnnahme derWahl, wenigstens der ersten Wahl. Diess 
ist auch natürlich bedingt durch den Umstand, dass die prekäre 
Lage der periodisch besezten Ortsvorstehersstelle nicht so sicher 
tüchtige Freiwillige anreizt, und andererseits bedingt der Zwang 
wieder eine kurze Amtsdauer wegen der Rücksichten der Billig- 
keit gegen den Träger des aufgenöthigten Dienstes. An Bayern, 
Preussen und sonst ist diess aufgezeigt worden. 

Unbedingt und allgemein ist in den Staaten mit periodischer 
Neuwahl das Recht der Bestätigung und Wiederbestätigung 
festgehalten, ohne Beschränkung bei Wahlen von grosser Majorität, 
allermeist ohne Beschränkung durch die Pflicht zur Mittheilung 
der Nich tbes tätigungsgründe, wohl aber mit dem Rechte 
der Regierung, nach einer zweiten, aus welchen Gründen immer 

Zeitschr. f. Staatsw. 1866. 1. Heft. 
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nichtbestätigten Wahl selbst eine commissarische Verwaltung auf 
Kosten der Gemeinde einzusezen (lezteres in Baden '), Nassau, 
Hannover, Preussen); oder gar gepaart mit dem Rechte der Auf- 
lösung der Gemeindecollegien (Hessen, Oesterreich, Preussen). 
Notorisch wird auch in mehreren Staaten von diesen Rechten ein 
keineswegs sparsamer Gebrauch gemacht. 

Endlich der Geschäftskreis der Gemeindebehörden und des 
Ortsvorstehers ist nirgends so weit gezogen als in Württemberg, 
zumal nicht da, wo die periodische Wahl besteht. Vergleichsweise 
noch am inhaltsvollsten ist der Beruf des Ortsvorstehers in Baden, 
aber auch hier ist seine Aufgabe in der bürgerlichen, namentlich 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, der Straf- und Polizeistrafrechtspflege 
in engere Kreise gezogen als es in Württemberg zutrifft ; mit ihm 
concurrirt theilweise das Amtsgericht, und auch in der Ortspolizei 
das Bezirksamt; auch soll er für die Polizei an den Bezirksräthen 
theils unmittelbare Concurrenz, theils die einlässlichste Controle 
erhalten. Ferner ist zu bemerken, dass gerade in Baden die Gesez- 
gebung von ßjähriger auf 9jährige Amtsdauer hinaufgegangen ist, 
und dass regierungsseitig noch höher hinaufgegangen werden 
wollte, weil man die nöthige Geschäftskenntniss und festes Auf- 
treten bei vielen Ortsvorstehern, lezteres namentlich um die Zeit 
der Wiederwahl, vermisste *). Endlich darf nicht verkannt werden, 
dass dort die Bildung der Gemeindecollegien vorwiegend in 
die Hände der Besizenden gelegt ist. In Bayern ist der nicht 
lebenslängliche ländliche Ortsvorsteher sämmtlicher Functionen der 
Rechtspflege entkleidet und die Landgemeindeverwaltung unter 
eine eingehendere „Curatel" gestellt, als die städtische Verwaltung 
mit ihren rechtskundigen lebenslänglichen Bürgermeistern und 
Magistratsräthen. Im Grossherzogthum Hessen, in Kurhessen, 
Nassau, Oldenburg, Braunschweig, Weimar, Hannover, Oesterreich, 
Preussen sind fast unbeschränkt alle Functionen der Civil- und 
der Strafrechtspflege, der streitigen wie der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, der criminellen und der polizeilichen Strafgerichtsbarkeit 
in unterster Instanz staatlichen Gericbtsorganen übergeben. 

Selbst die Besezung der Ortspolizei , auf Kosten sei es des 

1) Vergl. oben II. Soiron's Bericht. 

2) S. Abschn. II. 
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Staates, sei es der Gemeinden, ist in verschiedenen Staaten theils 
bedingt, theils unbedingt der Regierung vorbehalten, so in Baden, 
Bayern, Grossherzogthum Hessen, Kurhessen, Hannover, Sachsen, 
Oesterreich, Preussen. In Sachsen und Preussen wird die Orts- 
polizei und gerade in den Landgemeinden ohne lebenslängliche 
Vorsteher, z. Th. durch die Gutsherrschaft geübt. 

Mehrfach ruht das Hauptgewicht der Gemeindeverwaltung 
auch innerhalb des beschränkteren Wirkungskreises nicht auf dem 
Ortsvorsteher, sondern collegialisch in Commissionen , so in der 
Schweiz, in England mit den local-boards, wobei dann der Am- 
mann und Mayor nur eine formelle Präsidialstellung auf kurze Zeit 
einzunehmen braucht. Aehnliches findet sich in deutschen Städte- 
Verfassungen. 

Nebenbei zeigt sich in der Theorie und in der gesezgeberischen 
Praxis eine weit verbreitete Tendenz , die selbständige Ver- 
waltung auch nur der eigensten Angelegenheiten 
entweder durch Bildung grösserer Gemeindeverbände, 
oder durch Ausweitung der Bezirks- und Kreisver- 
fassung zu sichern, um manche gemeinsame Angelegenheit 
in directe BezirksfUrsorge zu nehmen und für Localgemeindesachen 
eine nicht rein bureaukratische Aufsichtsinstanz herzustellen. So in 
England, so bei den gegenwärtigen französischen Bestrebungen 
der Verwaltungsdecentralisation '), im badischen und weimarischen 
Bezirksrath und in anderen Einrichtungen, welche mehrfach einen 
viel selbständigeren Ueberbau der Selbstverwaltung oberhalb der 
gemeindlichen Selbstverwaltung darstellen, als solcher bis jezt in 
der wttrttembergischen Amtsversammlung gegeben ist. 

Offenbar kann, um auf unsern Ausgangspunkt zurückzukehren, 
die Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteher um so unbedenklicher 
entbehrt werden, je grösser auf der andern Seite der Einfluss 
der oberaufsehenden Regierungsbehörde theils durch directe Er- 
nennung, theils durch unbedingtes Nichtbestätigungsrecht, theils 
durch die Befugniss provisorischer Besezung in Folge missliebiger 
Wahlen gestaltet ist; je mehr die Wahl des Ortsvorstehers in die 
Hände von Gemeindecollegien gelegt ist, welche sicherer auf die 



i) Nach öffentlichen Blattern. 
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administrativen Eigenschaften des Candidaten sehen werden; je 
mehr schon der dem Besiz eingeräumte Einfluss eine nachhaltige 
Gemeindewirthschaft sichert, je mehr Ortsbürgerrecht und die 
Ansässigkeit mit Grundbeziz Wahlrechtsbedingungen sind ; je mehr 
das Requisit der Rechtskunde auf der einen und ein anständiges 
Besoldungs- und Pensionssystem auf der anderen Seite tüchtige 
Candidaten fordert und heranzieht; je einfacher endlich die dem 
Ortsvorsteher aufgetragenen Geschäfte sind, je weniger sich na- 
mentlich solche Functionen dem Ortsvorsteher aufgetragen finden, 
welche technische Ausbildung, schreibermässige Gewandtheit, lange 
Uebung, Unabhängigkeit und Autorität zur Voraussezung einer 
guten und pflichttreuen Vollziehung haben. 

In allen diesen Beziehungen liegt nun zwar in den Staaten, 
welche Nichtlebenslänglichkeit der Ortsvorsteher haben, oder soweit 
sie diese haben, alles sehr günstig für unbedenkliche Durchführung 
des Prinzips der periodischen Wahl. 

Für jene auswärtigen Staaten ist nachgewiesen, dass Sur- 
rogate stabilerer Geschäftsführung in einer anderen 
und weniger beweglichen Grundlage für Ortsvorstehers- und Ge- 
meinderathswahlen, oder in einem grösseren Einfluss der Re- 
gierungsbehörden bei Bestätigung und Entlassung der Ortsvorsteher, 
oder in der Unterstüzung durch stabile Geschäftsmänner gesucht 
worden sind, dass ein für den Fall der NichtWiederwahl den 
tüchtigen Mann sicherndes, die Gemeinden aber beschwerendes 
Pensionswesen als Correctiv beliebt wurde, dass übrigens 
nicht alle Arten von Gemeinden in den fraglichen Ländern 
periodische Neuwahl haben. Dagegen ist es freilich zweifelhaft, 
ob dort überall die periodische Wahl, verbunden mit den sie 
bedingenden anderweitigen Einrichtungen der Gemeindeverfassung, 
das für Württemberg in der vorliegenden Motion angestrebte Ziel 
grösserer Unabhängigkeit der Ortsvorsteher und der Gemeinden 
von den Regierungsbehörden auch wirklich herbeigeführt habe. 

Allein ganz anders stellen sich in Württemberg mit seiner 
dermaligen Verwaltungsorganisation und Gemeinde- 
verfassung jene Verhältnisse dar. 

Ob in Württemberg die dermalige Verwaltungsorganisation 
zu ändern sei, ist eine Frage, welche für sich zu entscheiden ist. 
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In Württemberg ist man noch immer ängstlich, im grossen Styl 
anderer Staaten zu „organisiren". Man fürchtet die Kosten, die 
Vermehrung der Beamten, die Entferntheit der Oberbehörden, 
eine Einbusse am materiellen Umfang des Wirkungskreises der 
Gemeinden. 

Hiebei mag die politische Eigenliebe der Schwaben ihren 
Antheil haben ; extra Sueviam non est vita, si est vita, non est 
ita, so könnte man das bekannte ungarische Husarenlatein auf 
Württemberg übertragen. Es sind aber auch in der Sache selbst 
gelegene Bedenklichkeiten. Die staatsrechtliche Commission der 
württembergischen Abgeordnetenkammer äusserte gelegentlich in 
ihrem Berichte: „Es ist bei angesehenen theoretischen Schrift- 
stellern l ) wie bei Praktikern noch bestritten, ob die nach vielen 
Seiten sehr in Betracht kommende finanzielle Rücksicht, ob das 
politische Interesse einer inhaltsvollen Freiheit des Gemeindelebens 
selbst es gestatte oder empfehle, die Gemeinde aller oder mehrerer 
von denjenigen Functionen zu entkleiden, welche gegenwärtig die 
Lebenslänglichkeit der Ortsvorsteherschaft rechtfertigen, ob es 
zweckmässig sei, streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit in unterster 
Instanz den Gemeinden abzunehmen, oder ob eine Schöpfung von 
der Art des „Notars" im Organisationsplan des Jahres 1848, oder 
dreier Wahlbeamter im Sinne einiger Petitionen, oder die Beibe- 
haltung der unterinstanzlichen Rechtspflege und Polizeiverwaltung 
in den Händen grösserer Gemeindeverbände sich empfehle, und ob 
und wie weit es, wenn es empfehlenswerth , unter den festge- 
wurzelten Gemeindeverhältnissen Württembergs auch ausführbar 
sein würde." In keinem Falle dürfe die ganze politische Organi- 
sation durch die Frage der Amtsdauer der Ortsvorsteher bestimmt 
werden. 

Es wurde nicht verkannt, dass im Einzelnen schwere Miss- 
stände mit der „Inamovibilität" der Ortsvorsteher verknüpft seien. 
Allein die etwaige Abhilfe durch ein ungebundeneres Entlassungs- 
Verfahren der Regierungsbehörden wurde als das grössere Uebel 
erkannt. Gemeinden, welche von dem Uebel unfähiger lebensläng- 

1) S. S t ü v e , Deutsches Staats wörtcrb. und „Verf. der Landgemeinden"; 
Wegner, a a. 0. 
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lieber Ortsvorsteher heimgesucht seien, mttssten sich, so lange 
das ganze jezige System aus überwiegenden anderweitigen Grün- 
den nicht verlassen werde, durch freiwillige Uebernahine von 
Pensionen zu helfen suchen. 

Ein wohlthätiges Correctiv gegen die erwähnten Schattenseiten 
der Lebenslänglichkeit würde vielleicht eine im Geiste der Selbst- 
verwaltung reformirte Bezirks Vertretung werden, welcher, unbe- 
denklicher als einer reinen Staatsbehörde auf der einen und den 
örtlichen Collegien auf der andern Seite, eine Rolle im Entlassungs- 
Verfahren eingeräumt werden könnte. Dasselbe Mittel würde dazu 
führen, den Ortsvorsteher in der ersten Aufsichtsinstanz von dem 
ausschliesslichen Einfluss einer rein bureaukratischen Staatsstelle 
zu emaneipiren, und so den Klagen über politische Abhängigkeit 
lebenslänglicher Ortsvorsteher vom Bezirksamt in anderer und 
vielleicht wirksamerer Weise gerecht werden. 



